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Kurze Zusammenfassung 
des Berichts des Interministeriellen Arbeitskreises 
„Lohnbezogene Abgaben" 


Der Interministerielle Arbeitskreis hat in Verfolgung seiner Aufgabe 
drei Fragenkreise untersucht: 

1. das gegenwärtige System der lohnbezogenen Abgaben, 

2. den Einfluß der lohnbezogenen Abgaben auf die wirtschaftliche 
Lage der Unternehmen und 

3. die Frage der Änderung oder Aufhebung des Systems der lohn- 
bezogenen Abgaben. 

Der Bericht des Arbeitskreises ist dementsprechend in drei Teile 
gegliedert. 

1 . 

Teil I untersucht das gegenwärtige System der lohnbezogenen Ab- 
gaben. In diesem Teil werden Begriff, Höhe und Entwicklung der 
lohnbezogenen Abgaben und die Gründe geprüft, weshalb die gesetz- 
lichen Sozialabgaben an den Lohn anknüpfen. Darüber hinaus wer- 
den im einzelnen die besonderen Gründe für die Lohnbezogenheit 
der Abgaben in der Krankenversicherung, der Unfallversicherung, 
in den Rentenversicherungen der Arbeiter und Angestellten sowie in 
der knappschaftlichen Rentenversicherung, in der Arbeitslosenver- 
sicherung und beim Kindergeld untersucht. 

Die Untersuchung in diesem Teil des Berichtes führte zu folgendem 
Ergebnis: 

a) Die Betriebe werden im Verhältnis zu ihrer Lohn- und Gehalts- 
summe mit Sozialabgaben etwas weniger belastet als die nomina- 
len Beitragssätze anzeigen. Durch das Bestehen der Versicherungs- 
pflichtgrenzen und der Beitragsbemessungsgrenzen werden nämlich 
Teile der Lohnsumme von der Beitragszahlung nicht erfaßt. Die 
Höhe der Arbeitgeberanteile in vom Hundert des Umsatzes liegt 
in Bereichen mit verhältnismäßig hoher Lohnintensität ungefähr 
zwischen 3 bis 5 v. H., im Durchschnitt der Industrie bei ungefähr 
2,5 V. H. 

b) In der Überprüfung der Gründe, weshalb die gesetzlichen Sozial- 
abgaben lohnbezogen sind, ergab sich, daß sich bei den meisten 
Zweigen der sozialen Sicherung — der Krankenversicherung, der 
Unfallversicherung und der Rentenversicherung — die Anknüp- 
fung an den Lohn zwingend aus den das System tragenden Prin- 
zipien ergibt. Für die Arbeitslosenversicherung wurde festgestellt, 
daß die Lohnbezogenheit der Beiträge ebenfalls sachgerecht ist. 
Das gleiche gilt für das Kindergeld an Arbeitnehmer, soweit in 
ihm eine Ergänzung des Leistungslohnes gesehen wird. 

c) Die Beiträge zur sozialen Sicherung — die Anteile der Arbeit- 
geber und die Anteile der Arbeitnehmer — sind als eine Einheit 
aufzufassen. Die für die Anteile der Arbeitnehmer sachgerechte 
Bemessungsgrundlage ist damit auch für die Berechnung der 
Arbeitgeberanteile zwingend. 


2. 

Teil II des Berichts untersucht den Einfluß der lohnbezogenen Ab- 
gaben auf die wirtschaftliche Lage der Unternehmen. Die Unter- 
suchung dieser Frage führte zu folgendem Ergebnis: 
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a) Die formale Belastung mit Sozialabgaben, die sich aus den gesetz- 
lichen Vorschriften ergibt, kann nicht allgemein mit der wirklichen 
Belastung gleichgesetzt werden. Für die Sozialabgaben gilt — wie 
für die Steuern — , daß sie häufig nicht von dem getragen werden, 
der sie nach dem Gesetz auferlegt erhält. Die wirkliche Belastung 
der Unternehmen hängt von den Möglichkeiten eines innerbe- 
trieblichen Ausgleichs sowie von der Möglichkeit der Überwäl- 
zung der Abgaben ab. 

b) Eine Analyse der Möglichkeiten des innerbetrieblichen Kosten- 
ausgleichs ergab, daß lohnbezogene Abgaben zum Teil von den 
Betrieben durch Änderung der Produktionsmethoden oder Produk- 
tionsziele aufgefangen werden, wenn auch nicht in allen Wirt- 
schaftszweigen in gleichem Umfang. Es gibt Fälle, in denen Tech- 
nik und Organisation einen Ausgleich durch Umstellung der 
Produktion nicht erlauben. Im Einzelfall sind technische und wirt- 
schaftliche Daten subjektiver und objektiver Art, wie z. B. die 
Initiative, die Erfahrungen und Kenntnisse des Unternehmers, 
eine wettbewerbsneutrale Steuerpolitik sowie gleiche Finanzie- 
rungsmöglichkeiten und Kreditbedingungen der Betriebe dafür 
entscheidend, ob Ausweichmöglichkeiten bestehen und ausgenutzt 
werden. 

c) Neben dem innerbetrieblichen Kostenausgleich besteht die Mög- 
lichkeit der Überwälzung der Sozialabgaben: 

1. in der Form der Rückwälzung auf Löhne und Gehälter — so 
daß der Arbeitnehmer die Abgabe trägt — oder über Preise 
auf Vorlieferanten und 

2. in Form der Fortwälzung über die Preise auf Abnehmer oder 
Konsumenten. 

Eine Rückwälzung erhöhter lohnbezogener Abgaben auf die 
Arbeitnehmer ist unter anderem in der Weise denkbar, daß Lohn- 
erhöhungen in dem Ausmaß kleiner gehalten werden, in idem die 
Betriebe durch Erhöhungen lohnbezogener Abgaben vorbelastet 
worden sind. Ob solche Rückwälzungen im Einzelfall vorliegen, 
ist kaum festzustellen, sie sind aber grundsätzlich möglich. 

Die Fortwälzungsmöglichkeiten sind je nach der Marktstellung 
und der Nachfrage- und Angebotssituation unterschiedlich. Das 
Ausmaß läßt sich in der Praxis nicht feststellen. Es ist jedoch 
sicher, daß in der heutigen Wirtschaft — ganz oder zum Teil — 
überwälzt werden kann und auch überwälzt wird. Es gibt jedoch 
Bereiche der Wirtschaft— und dies gilt für einen Teil der lohn- 
intensiven mittelständischen Betriebe — , in denen die Überwäl- 
zung nicht oder nur sehr begrenzt möglich ist. Dies trifft in der 
Regel nur zu, wenn die Marktverhältnisse sehr ungünstig sind 
und wenn weiterhin ungünstige Finanzierungsmöglichkeiten und 
Kreditbedingungen für die mittelständische Wirtschaft vorliegen. 
Die Behauptung, daß durch den Lohn als Bemessungsgrundlage 
die mittelständischen lohnintensiven Unternehmen allgemein stän- 
dig und zunehmend benachteiligt werden, läßt sich nicht aufrecht- 
erhalten. 

d) Die lohnbezogenen Abgaben sind Teil der Arbeitskosten. Im Zuge 
der wirtschaftlichen Entwicklung wird die menschliche Arbeits- 
kraft ständig knapper und kostbarer, so daß die Arbeitskosten 
— je Leistungseinheit — auf Grund der Lohnerhöhungen und der 
Erhöhungen lohnbezogener Abgaben, die beide als eine Einheit 
zu betrachten sind, zunehmend teurer werden. Lohnerhöhungen 
fallen hierbei viel mehr ins Gewicht als Erhöhungen der Sozial- 
abgaben. Die Entwicklung der Löhne drängt in viel größerem 
Umfange als die der lohnbezogenen Abgaben dahin, daß sich die 
Unternehmer an die sich laufend ändernden Bedingungen anpas- 
sen müssen. Es wird auch mittelständischen Betrieben auf die 
Dauer nicht möglich sein, sich dieser Entwicklung zu entziehen. 
Eine andere Berechnung und damit Verteilung der Sozialabgaben 
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kann diese Entwicklung nur verzögern, nicht aber aufhalten. 
Sollte die Wirtschaft in Zukunft erheblich weniger expandieren 
als im letzten Jahrzehnt und sollten wirtschaftliche Lohnerhöhun- 
gen nur in einem beträchtlich geringeren Umfange als gegen- 
wärtig möglich sein, so könnten sich, wenn in der gleichen Zeit 
größere Erhöhungen lohnbezogener Abgaben unvermeidlich wer- 
den sollten, Anpassungsschwierigkeiten für lohnintensive mittel- 
ständische Betriebe ergeben. 


3. 

Der III. Teil untersucht sowohl die Frage einer anderen Aufbringung 
der Beiträge bei gleicher Bemessungsgrundlage — entweder dadurch, 
daß die Arbeitnehmer die Beitragsanteile der Arbeitgeber überneh- 
men oder der Staat die Arbeitgeberanteile trägt — als auch die Frage 
der Aufhebung des gegenwärtigen Systems der lohnbezogenen Ab- 
gaben durch die Wahl einer anderen Bemessungsgrundlage. Das Er- 
gebnis des III. Teils der Untersuchung ist folgendes: 

a) Eine Aufbringung der gesamten Beiträge durch die Arbeitnehmer 
würde wegen der dann sich durchsetzenden entsprechenden Lohn- 
erhöhungen zu keiner finanziellen Entlastung der Arbeitgeber 
führen. Als Folge einer solchen Regelung könnte aber eine Ent- 
wicklung eingeleitet werden, die zu einer Ausschaltung der 
Arbeitgeber aus der sozialen Selbstverwaltung führt, obgleich 
sich gerade hier die Zusammenarbeit der Sozialpartner bisher be- 
sonders bewährt hat. 

Eine Übernahme der Arbeitgeberanteile durch den Staat läßt sich 
mit den Prinzipien des Systems der sozialen Sicherung nicht ver- 
einbaren. Auch könnte dies dazu führen, daß die Arbeitnehmer 
ebenfalls eine Übernahme ihrer Beiträge durch den Staat fordern 
mit der Folge, daß sich daraus ein vom Staat getragenes System 
der sozialen Sicherung ergäbe. Außerdem bliebe offen, da der 
Staat die hierfür erforderlichen Mittel aus dem Steueraufkommen 
und ggf. über Steuererhöhungen aufbringen müßte, ob lohninten- 
sive Betriebe tatsächlich im gewollten Umfange entlastet würden. 

b) Die völlige oder teilweise Abschaffung der Lohnbezogenheit der 
Sozialabgaben und die Einführung einer anderen Bemessungs- 
grundlage würde das gegenwärtige System der sozialen Siche- 
rung in Frage stellen. Selbst wenn die Arbeitgeber in ihrer Ge- 
samtheit in gleichem Umfange belastet blieben, müßte damit ge- 
rechnet werden, daß idie gegliederte Sozialversicherung mdt ihrer 
paritätisch ausgerichteten Selbstverwaltung nicht aufrechterhalten 
werden könnte. Eine andere Bemessungsgrundlage könnte außer- 
dem nur für wirtschaftliche Unternehmen, nicht aber für den 
großen Bereich der Verwaltung des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden gelten und hätte in jedem Falle zur Folge, daß das 
System der sozialen Sicherung grundlegend umgestaltet werden 
müßte. 

Beim Kindergeld liegen Besonderheiten vor. 

4. 

Der Bericht schließt mit einer Zusammenfassung der Ergebnisse und 
kommt zu der Feststellung, daß eine allgemeine Abkehr von dem 
gegenwärtigen System nicht empfohlen werden könne, wenn man 
nur ökonomische Gründe und nur die hinter dem System der lohn- 
bezogenen Abgaben stehenden sozialversicherungsrechtlichen Grund- 
satzerwägungen sprechen lasse. Offen bleibt, ob gesellschaftspoli- 
tische Ziele trotzdem die Wahl anderer Bemessungsgrundlagen ver- 
langen. 
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A. Der Auftrag des Interministeriellen Arbeitskreises 


In den Sitzungen des Bundestages am 26. November 
1958 und 15. Oktober 1959 hatten die Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung und für Wirt- 
schaft die Bildung eines Interministeriellen Arbeits- 
kreises angekündigt, dessen Aufgabe es sein sollte, 
unter Auswertung des von Professor Dr. J. H. Mül- 
ler, Freiburg, erstatteten Gutachtens über „Die 
wirtschaftlichen Auswirkungen der gesetzlichen So- 
zialabgaben auf die Lohnintensität der Mittel- und 
Kleinbetriebe'' „das Problem der lohnintensiven 
Betriebe in der modernen, strukturell veränderten 
Wirtschaft . . . gerade im Hinblick auf die Bela- 
stung mit lohnbezogenen Sozialabgaben" zu unter- 
suchen (stenographische Berichte der 50. Sitzung 
vom 26. November 1958 S. 2807 und der 82. Sitzung 
vom 15. Oktober 1959 S. 4431). 

Unter Federführung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung ist am 3. November 1959 ein 
solcher Interministerieller Arbeitskreis gebildet 


worden, dem neben Vertretern des Bundesministe- 
riums für Arbeit und Sozialordnung Vertreter des 
Bundesministeriums für Wirtschaft, des Bundes- 
ministeriums des Innern, des Bundesministeriums 
der Finanzen, des Bundesministeriums für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und des Bundes- 
ministeriums für Familien- und Jugendfragen ange- 
hörten. 

Dem Arbeitskreis lag das in den beteiligten Mini- 
sterien zu diesen Fragen vorhandene Material und 
das von Professor Dr. J. H. Müller im Aufträge 
des Bundesministeriums für Wirtschaft erstattete 
Gutachten über „Die wirtschaftlichen Auswirkungen 
der gesetzlichen Sozialabgaben auf die Lohninten- 
sität der Mittel- und Kleinbetriebe" vor. 

Der Arbeitskreis tagte am 8. Dezember 1959, 14. Ja- 
nuar, 3. Februar, 2. März, 8. April, 2. Mai, 13. Juni, 
8. Juli, 12. und 24. Oktober 1960 und schloß seine 
Arbeiten mit dem nachstehenden Bericht ab. 


B. Überblick über das Problem der lohnbezogenen Abgaben 


I. 

Die Ausgangslage: Kritik am bestehenden 
System 

Die Wünsche weiter Kreise der mittelständischen 
Wirtschaft, aber auch einzelner Wirtschaftszweige 
mit vorwiegend Großbetrieben — wie z. B. des Berg- 
baus ■ — auf Überprüfung der Bemessungsgrund- 
lage Lohn für alle Abgaben, die der sozialen Siche- 
rung dienen, waren im Zusammenhang mit der in 
den letzten Jahren steigenden Belastung der Be- 
triebe ausgelöst worden. Nach Auffassung dieser 
Kreise belasten nach der Lohnsumme berechnete 
Abgaben besonders die Betriebe, in denen ver- 
hältnismäßig hohe Arbeitskosten anfallen. Im Wett- 
bewerb der kapital- oder materialintensiv arbeiten- 
den mit den lohnintensiv arbeitenden Unterneh- 
men müßte deren Vorsprung wachsen, je mehr sich 
das Gewicht der Arbeitskosten über eine Zunahme 
der auf den Lohn bezogenen Abgaben vergrößert. 
Soweit die Technik keine Grenzen setze, hätten be- 
vorzugt Großbetriebe — infolge besserer Selbst- 
finanzierungsmöglichkeiten, begünstigt durch die 
Steuergesetzgebung — die Verteuerung des Produk- 
tionsfaktors Arbeit durch Übergang auf eine kapital- 
intensivere Produktion auffangen können. Die an 
die Lohnsumme anknüpfende und relativ zuneh- 
mende Abgabelast bleibe weitgehend an den mittel- 
ständischen Unternehmen hängen, weil hier der 
Übergang zu einer kapitalintensiven Produktion aus 
den verschiedensten Gründen nur beschränkt mög- 
lich sei. So trage die Lohnbezogenheit der Sozial- 
abgaben dazu bei, daß vielfach lohnintensive Klein- 
und Mittelbetriebe im Wettbewerb gegenüber 
Großbetrieben benachteiligt würden. Die für die Be- 


rechnung der Sozialabgaben in der Gegenwart maß- 
gebende Bemessungsgrundlage habe infolgedessen 
— zwar unbeabsichtigt, aber dennoch wirksam — • 
eine mittelstandsfeindliche Tendenz. Erkenne man 
diese Schlußfolgerungen an, könne man zumindest 
aus gesellschaftspolitischen Gründen die Notwen- 
digkeit einer Änderung dieses Systems nicht bestrei- 
ten. Deshalb solle man versuchen, nicht nur ein 
weiteres Anwachsen der lohnbezogenen Abgaben 
zu vermeiden, sondern zumindest für Teile, wenn 
nicht sogar für deren Gesamtheit, einen Schlüssel 
zu finden, der nicht so einseitig — wie der gegen- 
wärtige — die arbeitsintensive wirtschaftliche Tä- 
tigkeit benachteilige. 

11 . 

Die Aufgabe: Inhalt und Ziel der Untersuchung 

Die Aufgabe der folgenden Untersuchung ist es, 
anhand des zur Verfügung stehenden Materials zu 
prüfen, ob die Verhältnisse tatsächlich so liegen, 
wie sie insbesondere aus Kreisen lohnintensiver 
Wirtschaftsbereiche geschildert werden. Hierbei 
wird von dem heutigen System der sozialen 
Sicherung sowie von den Gründen, die zur Lohn- 
bezogenheit der sozialen Abgaben geführt haben, 
auszugehen sein. Eine Analyse der tatsächlichen 
Belastungen, die sich in Auswirkung einer solchen 
Bemessung der Abgaben in der Wirtschaft ergeben, 
wird dem folgen müssen. Die Untersuchung wird 
mit einem Abwägen der Vor- und Nachteile des 
überkommenen Systems und möglicher anderer Be- 
messungsgrundlagen. abschließen. 
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C. Bericht 


I. TEIL 

Das System der lohnbezogenen Abgaben 

1. Der Begriff der lohnbezogenen Abgaben 

Unter lohnbezogenen Abgaben werden in dieser 
Untersuchung lediglich folgende vom Arbeitgeber 
auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung zu 
tragende Beiträge oder Anteile an Beiträgen 

zur gesetzlichen Krankenversicherung, 
zur gesetzlichen Unfallversicherung, 

zu den Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten, 

zur knappschaftlichen Rentenversicherung, 
zur Arbeitslosenversicherung und 
zum Kindergeld 

verstanden. Dementsprechend bezieht sich der im 
nachfolgenden verwandte Begriff „System der so- 
zialen Sicherung" nur auf die Zweige der Sozial- 
versicherung, die Arbeitslosenversicherung und die 
Kindergeldregelung. 

Sonstige gesetzliche Leistungen, wie Aufwendungen 
auf Grund des Mutterschutzgesetzes, der Urlaubs- 
gesetze, des Gesetzes zur Regelung der Lohnzahlung 
an Feiertagen, oder tarifliche oder freiwillige so- 
ziale Nebenleistungen, wie Ausgaben der Betriebe 


für eine zusätzliche Altersversorgung, für Gratifi- 
kationen, für Verpflegung der Arbeitnehmer, für 
eine Zurverfügungstellung verbilligter Wohnungen 
usw., sollen hierunter nicht fallen. Desgleichen ist 
davon abgesehen worden, den Zuschuß zum Kran- 
kengeld auf Grund des Gesetzes zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle vom 26. Juni 1957 (BGBL I S. 649) 
als eine lohnbezogene Abgabe im Sinne dieser 
Untersuchung zu werten. 

Auch ist die Lohnsummensteuer — eine Abgabe, die 
ebenfalls an den Lohn anknüpft — nicht als eine 
lohnbezogene Abgabe im Sinne dieser Untersuchung 
angesehen worden. 

Eine Einbeziehung dieser hier zunächst unberück- 
sichtigt gelassenen Aufwendungen und Abgaben 
der Betriebe würde dem Grunde nach das Ergebnis 
der Untersuchung nicht berühren. Allerdings wäre 
das Ausmaß der Belastungen im Einzelfall höher an- 
zusetzen als es im folgenden geschieht. 

2. Die Höhe der lohnbezogenen Abgaben 
und deren Entwicklung 

Die Anteile der Arbeitgeber an den Beiträgen zur 
sozialen Sicherung in v.H.-Sätzen vom Lohn und 
deren Entwicklung seit 1949 sind aus den nach- 
folgenden Tabellen ersichtlich. 


Arbeitgeberanteile in v. H. des Lohnes (Gehaltes) an den Beiträgen zur sozialen Sicherung (ohne Bergbau) 


Jahr 

Krankenver- 
sicherung 
(mit sofortigem 
Anspruch auf 
Barleistung) 

Unfall- 

versicherung 

Rentenver- 
sicherung der 
Arbeiter und 
Angestellten 

Arbeitslosen- 

versicherung 

Kindergeld 

Gesamt 

1949 

3,00 

1,22 

2,8 

3,25 


10,27 

3,00 

1,22 

5,0 

2,00 

— 

11,22 

1950 

3,00 

1,32 

5,0 

2,00 

— 

11,32 

1951 

3,05 

1,13 

5,0 

2,00 

— ■ 

11,18 

1952 

3,05 

1,11 

5,0 

2,00 

— 

11,16 

1953 

3,05 

1,07 

5,0 

2,00 


11,12 

1954 

3,10 

1,06 

5,0 

2,00 


11,16 

1955 

3,10 

1,03 

5,0 

5,5 

! 2,00 

0,88 

j 12,01 

1 

3,10 

1,03 

1,50 

0,88 

1956 

3,15 

1,02 

5,5 

1,50 

0,84 

12,01 

1957 

3,90 

1,14 ' 

5,5 

7,0 

1,50 

0,79 

12,83 


3,90 

1,14 * 

1,00 

0,79 

13,83 

1958 

4,17 

1,18 

7,0 

1,00 

0,78 

14,13 

1959 

4,25*) 

1,2*) 

7,0 

1,00 

0,95 

14,40*) 

1960 


• 

7,0 

1,00 

i 

i 



*) vorläufige Zahlen 
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Arbeitgeberanteile in v. H. des Lohnes (Gehaltes) an den Beiträgen zur sozialen Sicherung im Bergbau 


Jahr 

1 Knappschaftliche 
: Krankenver- 

sicherung (mit so- 
fortigem Anspruch 
' auf Barleistungen) 

i Unfall- 

versicherung 

Knappschaftliche 
, Renten- 

versicherung 

j Kindergeld 

Gesamt 

1949 

2,9 

7,16 

; 14,5 

j 

24,56 

1950 

2,9 

7,77 

14,5 

— 

25,17 

1951 

3,0 

7,61 

i 14,5 

— 

25,11 

1952 

3,0 

8,22 

14,5 

i 

25,72 

1953 

3,0 

1 8,39 

14,5 

— 

25,89 

1954 

3,0 

8,72 

14,5 

— 

26,22 

1955 

3,0 

8,26 

14,5 

1,19 

26,95 

1956 

3,0 , 

1 7,24 

14,5 

0,94 

25,68 

1957 

3,5 

9,84 

14,5 

0,86 

28,70 


3,5 

9,84 

15,0 

0,86 

29,20 

1958 1 

3,85 

10,64 

15,0 

0,90 

30,39 

1959 

1 i 

i 

15,0 

1,2*) 

. 

1960 

! 1 

i 

1 

15,0 

• 



*) vorläufige Zahlen 


Diese Übersichten spiegeln die Belastungen und Veränderungen insoweit nicht genau wider, als sie außer 
acht lassen, daß die Versicherungsbeiträge nur im Rahmen der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenzen oder 
Versicherungspflichtgrenzen, soweit diese vorhanden sind, erhoben werden. Die nachfolgenden Übersichten 
verdeutlichen dies. 


Beitragsbemessungsgrenzen in der sozialen Sicherung 


I Rentenversicherung i 
Kranken-' - - t Unfall- : Arbeits- 

Jahr ver- der knapp- I versiehe- losenver- 

’ Sicherung Anqe- schalt- ' runq Sicherung 

; ; Arbeiter | ' ^ 


DM monatlich 


1949 

300 

300 

i 

600 

“'I 

300 

1950 



i 

1 


! 

i 


1951 

375 

600 

' 600 

i 

1 

700 

600>)2) : 

375 

1952 

1953 

1954 



1 

i 




1955 

500 

750 

750 


750»)-^) 1 

500 

1956 



1 

1000 



1957 

— 






1958 







1959 

660 

800 

: 800 



750 

1960 


850 

: 850 





Anmerkungen 

*) In der Unfallversicherung kann die Jah- 
resarbeitsverdiensthöchstgrenze, die für 
die Bemessung der Beiträge von Bedeu- 
tung ist (§ 732 Abs. 2 RVO), durch die 
Satzung des Unfallversicherungsträgers 
erhöht werden; dies ist sehr häufig ge- 
schehen. 

-) Im Kindergeldrecht gelten die gleichen 
Beitragsbemessungsgrenzen wie in der 
Unfallversicherung. 
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Versicherungspflichtgrenzen in der sozialen Sicherung^) 



Kranken- 
versiche- 
rung 3) 

Rentenversicherung 

Arbeits- 
losenver- 
sicherung “) 

Jahr 

der Ange- knappschaft- 
stellten liehe 2) 



DM monatlich 


1949 

1950 

300 

600 


1951 

375 

600 700 

600 

1952 

) 






1953 




1954 




1955 

1956 

1957 

500 

750 1000 

750 

1 

1 




1958 




1959 

660 

1250 — ^) 

1250 

1960 



1 


Anmerkungen 

*) In der Rentenversicherung der Arbeiter 
und in der Unfallversicherung gibt es 
keine Versicherungspflichtgrenzen. 

Die Versicherungspflichtgrenzen in der 
Krankenversicherung, in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung und in der 
Arbeitslosenversicherung gelten nur für 
Angestellte; für Arbeiter besteht keine 
Versicherungspflichtgrenze. 

Durch die Satzungen der Knappschaften 
sind auch die Angestellten, die in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung 
versicherungspflichtig sind, in die Kran- 
kenversicherungspflicht einbezogen wor- 
den. 

In der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung ist die Versicherungspflichtgrenze 
ab 1. Juni 1957 grundsätzlich weggef al- 
len. 


Die auf die Lohnsumme bezogenen Abgaben bela- 
sten die Betriebe tatsächlich etwas weniger als die 
nominalen Beitragssätze anzeigen, weil diejenigen 
Teile der Löhne und Gehälter, die über den Beitrags- 
bemessungsgrenzen, sowie diejenigen Löhne und 
Gehälter, die über den in einzelnen Versicherungs- 
zweigen gegebenen Versicherungspflichtgrenzen lie- 
gen, nicht zur Beitragsberechnung herangezogen 
werden, in der Bruttolohnsumme aber enthalten 
sind. Ausgedrückt in v. H.-Sätzen zur gesamten 
Lohnsumme ist der Arbeitgeberanteil in der gewerb- 


lichen Wirtschaft (ohne Bergbau) etwa 1 bis 2 v. H. 
und im Bergbau etwa 2,5 v. H. geringer als die in 
den Tabellen auf den Seiten 3 und 4 angegebenen 
nominalen Beitragssätze^). 

Stellt man den Anteil der Bruttolöhne und -gehälter 
am Umsatz (die Lohnintensität) insbesondere dem 
Anteil der tatsächlich gezahlten Arbeitgeberbeiträge 
gegenüber, so ergibt sich für einige wichtige lohn- 
intensive Wirtschaftszweige das nachfolgende Bild 
der Belastung des Umsatzes durch die lohnbezoge- 
nen Abgaben. 


^) Der nominale Arbeitgeberanteil an den Beiträgen zur 
sozialen Sicherung für Arbeiter betrug 1957 in der 
gewerblichen Wirtschaft (ohne Bergbau) im Jahres- 
durchschnitt 13,7 v.H. und im Bergbau 28,7 bzw. 
29,2 V. H. (vgl. S. 3 und 4); für pflichtversicherte An- 
gestellte war der Arbeitgeberanteil etwas niedriger, 
da für diese die Beiträge zur Krankenversicherung 
nach einem geringeren Beitragssatz als für Arbeiter 
bemessen werden. 

Der tatsächliche Arbeitgeberanteil für Arbeiter und 
Angestellte, d. h. die wirkliche Belastung betrug 1957 


im Jahresdurchschnitt in Industrie (ohne Bergbau), 
Handel, Geld- und Versicherungswesen zusammen 
weniger als 12 v.H. (errechnet aus den Ergebnissen 
der Erhebung über die Aufwendungen der Unterneh- 
men für ihre Arbeitnehmer im Jahre 1957). 

Für den Bergbau ergibt sich nach den gleichen Unter- 
lagen ein Prozentsatz von rd. 26,5, wenn man die 
vom 15. Februar 1956 bis 31. März 1958 vorüber- 
gehend vom Bund gezahlten Sonderzuwendungen für 
den Bergbau entsprechend berücksichtigt. 
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Belastung der Unternehmen mit Sozialabgaben 
in V. H. des Umsatzes 1958 
in ausgewählten Wirtschaftszweigen mit hoher 
Lohnintensität 

(Bundesgebiet ohne Saarland) 


Bereiche 


Lohnintensitätg 
(Lohnsumme 
in V. H. des 
Umsatzes) ♦) 


Arbeitgeher- 
anleile an den 
sozialen 
Beiträgen zur 
Sicherung in 
V. 11 . des 
Umsatzes, 
falls '65 keine 
Beraessungs- 
grenzen und 
keine Versiche- 
rungspflicht- 
grenzen gäbe 


Arbeitgeber- 
anteile an den 
Beiträgen zur 
sozialen 
Sicherung in 
V. H. des 
Umsatzes 
unter Berück- 
sichtigung der 
Bemessun<gs- 
jgrenzen und 
der Vorsiche- 
rungspflicht- 
grenzen 


Steine und 

Erden 

23,8 

3,36 

3,09 

Bauwirtschaft 

36,1 

5,10 

4,69 

Gießereien 

26,7 

3,77 

3,47 

Stahl- 

und Eisenbau 

24,2 

3,42 

3,15 

Feinmechanik 
und Optik 

31,9 

1 4,51 

4,15 

Feinkeramik 

32,7 

4,62 

4,25 

Industrie 




gesamt 

19,0 

2,68 

2,47 


*) Quelle: Berichte des Ifo-Instituts, Wirtschaftskon- 
junktur, Heft 4 / 59 , 2. Beilage 


Unter Lohnintensität ist hier der Anteil der Brutto- 
löhne und -gehälter — der Anteil der Arbeitskosten 
ist nicht bekannt — am Umsatz der Betriebe mit 10 
und mehr Beschäftigten gemäß den Angaben der In- 
dustrieberichterstattung zu verstehen. Die statistische 
Berichterstattung zwingt in den Fällen, in denen der 
Grad der Lohnintensität für Industriebereiche angege- 
ben wird, zu dieser Einschränkung. Sonst wird im 
Bericht der Begriff „Lohnintensität" nicht auf be- 
stimmte Betriebsgrößen beschränkt. In der Öffentlich- 
keit wird zum Teil unter „Lohnintensität" das Ver- 
hältnis der Löhne und Gehälter zu den Gesamtkosten 
verstanden. Im Ergebnis würde sich jedoch für Ver- 
gleichszwecke nichts Wesentliches ändern, wenn an- 
stelle der Bezugsgröße Umsatz die der Gesamtkosten 
gewählt würde. 


Die V. H.-Sätze der Belastungen mit Sozialabgaben, 
insbesondere die Höhe der Anteile der tatsächlich 
gezahlten Arbeitgeberbeiträge am Umsatz sind ver- 
hältnismäßig niedrig; sie mögen im Jahre 1958 ge- 
mäß den in der Tabelle angegebenen Bereichen 
etwa zwischen 3 und rd. 4,7 v. H. gelegen haben. Im 
letzten Jahrzehnt sind diese Sätze in den verschie- 
denen Wirtschaftsbereichen höchstens um 1 bis 2 
v. H. des Umsatzes, zum Teil jedoch gar nicht ge- 
stiegen und zum Teil sogar gefallen. Soweit die 
Belastungen — in v. H. des Umsatzes — zuge- 
nommen haben, war diese Zunahme um so kleiner, 
je mehr sich eine zu Beginn des Jahrzehnts hohe 


Lohnintensität innerhalb dieser Zeitspanne ver- 
ringert hat. Erhöhungen der genannten v. H.-Sätze 
sind insbesondere in den Bereichen eingetreten, in 
denen die Lohnintensität etwa gleichgeblieben ist. 
Für eine genaue zahlenmäßige Darstellung der 
Entwicklung von 1950 bis 1960 fehlen die hierfür 
erforderlichen Unterlagen. Die Ergebnisse der Lohn- 
strukturerhebungen von 1951 erlauben, die vorge- 
nannten Aussagen zu machen. Die Ergebnisse der 
Lohnstrukturerhebung von 1957 in der Form, wie 
sie für eine genauere Errechnung der Belastungen 
gebraucht würden, liegen noch nicht vor. 

Die obengenannten Belastungen der Arbeitgeber 
ändern sich nur geringfügig, wenn man in die Un- 
tersuchung über die lohnbezogenen Abgaben auch 
noch die Zuschüsse zum Krankengeld nach dem „Ge- 
setz zur Verbesserung der wirtschaftlichen Siche- 
rung der Arbeiter im Krankheitsfalle“ einbeziehen 
würde. Nach Schätzungen von Danielzig würde es 
sich im Bergbau um Beträge handeln, die mit 0,69 
V. H. der Lohnsumme zu veranschlagen sind. Die 
Belastung der gesamten Wirtschaft mit Zuschüssen 
zum Krankengeld ist im Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung für das Jahr 1958 auf 
315 Mio DM = 0,53 v. H. der Lohnsumme geschätzt 
worden. 

Neben den lohnbezogenen Abgaben sind in den 
letzten 10 Jahren die Löhne und Gehälter, die den 
weitaus größten Teil der Arbeitskosten im Betrieb 
ausmachen, erheblich gestiegen. Die Stundenver- 
dienste der Arbeiter in der Industrie liegen 1960 um 
über 100 v. H., die Wochenverdienste 1960 um über 
90 V. H. über dem Stand von 1950. Wenn auch die 
Lohn- und Gehaltsentwicklung in den übrigen Tei- 
len der Wirtschaft vielleicht nicht überall mit der 
Lohnentwicklung in der Industrie Schritt gehalten 
hat, so lassen doch diese Sätze über die Erhöhung 
der Löhne in einem großen Teil der Wirtschaft den 
Schluß zu, daß die für die lohnintensiv arbeitenden 
Betriebe besonders spürbare Verteuerung des Pro- 
duktionsfaktors Arbeit ungleich mehr durch die 
Lohnentwicklung als durch die Entwicklung der Bei- 
tragssätze im System der sozialen Sicherung be- 
stimmt gewesen ist. 


3. Der Lohn als Bemessungsgrundlage 

a) Die allgemeinen Gründe für die Lohnbezogenheit 
der Abgaben 

Die Gründe, aus denen in der sozialen Gesetzgebung 
der Lohn (Gehalt) als Bemessungsgrundlage der Bei- 
träge zur sozialen Sicherung gewählt worden ist, 
werden nicht übergangen werden dürfen, wenn das 
Für und Wider dieser Bemessungsgrundlage gewer- 
tet werden soll. Deshalb sollen zunächst diese 
Gründe wiedergegeben werden, ehe die wirtschaft- 
liche Folgen für die Betriebe untersucht werden. 

Das System der sozialen Sicherung beruht auf dem 
Gedanken des gemeinsamen Schutzes bei bestimm- 

0 H. Danielzig: Soziale Lasten im Steinkohlenbergbau. 
Beilage zu Heft Nr. 21 „Der Volkswirt" vom 21. Mai 
1960 
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ten immer wiederkehrenden sozialen Tatbeständen 
wie Alter, Invalidität, Tod des Ernährers, Krankheit, 
Arbeitsunfall, Berufskrankheit, Arbeitslosigkeit so- 
wie auf dem Gedanken eines Ausgleichs der Fami- 
lienlasten. Die so im Rahmen der einzelnen Zweige 
der sozialen Sicherung zum Schutze der Arbeitneh- 
mer entstandenen Versicherungsgemeinschaften 
können demnach als Gefahrengemeinschaften auf- 
gefaßt werden. 

Dem System der sozialen Sicherung sind vor allem 
die sozialethischen Grundsätze der Eigenverantwor- 
tung, der Subsidiarität, der Solidarität sowie der 
Äquivalenz eigen. Sie sind u. a. für die soziale Si- 
cherung tragende Prinzipien. 

Das Prinzip der Eigenverantwortung besagt, daß der 
einzelne weitgehend selbst zu seiner Sicherung bei- 
tragen und ihm ein Spielraum zur Eigenvorsorge 
bleiben soll. An der Aufbringung der für seine so- 
ziale Sicherung notwendigen Mittel ist der einzelne 
deshalb im Rahmen seiner finanziellen Leistungs- 
fähigkeit, die sich aus der Höhe des Lohnes (Ge- 
halts) ergibt, zu beteiligen, so daß die Mittelaufbrin- 
gung vom ursprünglichen Versicherungsgedanken 
her grundsätzlich lohnbezogen ist. Das Prinzip der 
Eigenverantwortung führt somit zu dem Schluß, daß 
der Lohn für die Bemessung der Beiträge als die ge- 
eignetste Grundlage erscheint. 

Nach dem Prinzip der Subsidiarität bestimmt sich 
das Verhältnis der Versicherungsgemeinschaften 
zum Staat. Es besagt, daß zunächst die kleinere Ge- 
meinschaft die Aufgabe der sozialen Sicherung zu 
übernehmen hat, soweit sie dazu organisatorisch 
und finanziell in der Lage ist. Erst wenn diese Mög- 
lichkeiten erschöpft sind, hat der Staat ergänzende 
Hilfe zu leisten. Der Staat hat deshalb die recht- 
lichen Voraussetzungen für das System der so- 
zialen Sicherung geschaffen und leistet — falls not- 
wendig — finanzielle Hilfe. Diese finanzielle Hilfe 
hängt jedoch von der Leistungsfähigkeit der in den 
Versicherungsgemeinschaften Zusammengeschlosse- 
nen ab. Eine weitergehende Hilfe des Staates zu 
fordern, wäre eine Verkennung der Prinzipien der 
Eigenverantwortung und der Subsidiarität. 

Das Prinzip der Solidarität begründet einen wesent- 
lichen Unterschied der sozialen Sicherung zur Indi- 
vidualversicherung. Das Versicherungsverhältnis 
der sozialen Sicherung ist nicht wie bei der Indivi- 
dualversicherung auf das individuelle Wagnis abge- 
stellt. Vielmehr stehen die Versicherten in dem 
System der sozialen Sicherung in einem Gesamtver- 
sicherungsverhältnis. Das bedeutet, daß die Mitglie- 
der mit höherem Einkommen (Lohn, Gehalt) entspre- 
chend höhere Beiträge zu leisten haben. Auf diese 
Weise werden die Mitglieder mit niedrigerem 
•Einkommen, deren Beiträge zur Finanzierung der 
an sie zu erbringenden Leistungen nicht ausreichen, 
entlastet. Die sozial Stärkeren tragen so zu den Lei- 
stungen bei, auf die die sozial Schwächeren An- 
spruch haben sollen. Da Art und Umfang der Lei- 
stungen von den Notwendigkeiten bestimmt werden, 
die sich aus dem Zweck der Versicherung ergeben, 
richtet sich hiernach, wieviel die Mitglieder der 
Versicherungsgemeinschaften insgesamt an Mitteln 


aufzubringen haben. Da die Aufbringung der Mit- 
tel von der finanziellen Leistungsfähigkeit der in 
der in der Versicherungsgemeinschaft Zusammen- 
geschlossenen abhängig ist, besteht auch eine enge 
Verbindung zwischen dem Solidaritätsprinzip und 
dem Lohn als Bemessungsgrundlage. Bezieht man 
in die Solidargemeinschaft der versicherten Arbeit- 
nehmer die Arbeitgeber ein — jedoch grundsätzlich 
nicht als Leistungsberechtigte — , so sind die auf 
den Lohn bezogenen Beiträge auch gemeinsam von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern aufzubringen. 

Das Aquivalenzprinzip schließlich besagt, daß zwi- 
schen Leistungen und aufzubringenden Mitteln eine 
sich gegenseitig regelnde Beziehung besteht. Das 
äußert sich bei der Stellung der einzelnen Versicher- 
ten im System der sozialen Sicherung darin, daß die 
Beiträge des einzelnen den Leistungen, die ihm ggf. 
zu gewähren sind, grundsätzlich entsprechen sollen. 
Die Leistungen der sozialen Sicherung sollen aber 
neben Sachleistungen als Geldleistungen vornehm- 
lich dazu dienen, den erlangten Lebensstandard in 
angemessener Höhe aufrechtzuerhalten. Sie richten 
sich daher weitgehend nach der Grundlage des 
Lebensstandards der Arbeitnehmer, nämlich dem 
Lohn oder Gehalt. Nichts liegt deshalb näher, als 
Lohn und Gehalt auch der Bemessung der Beiträge 
zugrunde zu legen. Lohn und Gehalt bilden sowohl 
vor als auch nach dem Eintritt des Versicherungs- 
falles die Grundlage des erlangten und des aufrecht- 
zuerhaltenden Lebensstandards. Damit ergibt sich 
als Mittel eines sachgerechten Zusammenhangs zwi- 
schen Beiträgen und Leistungen der Lohn (das Ge- 
halt). 

Die Prinzipien, die das System der sozialen Siche- 
rung beherrschen, sprechen demnach dafür, im Lohn 
(Gehalt) den geeigneten Maßstab für die Bemessung 
der Beiträge zu sehen. Dieser Beitrag kann aber 
nach Sinn, Inhalt und Aufgabe nur eine Einheit sein. 
Der auf den Arbeitgeber entfallenden Teil des Bei- 
trags kann infolgedessen nicht anderen Prinzipien 
folgen. Er kann also an keinen anderen Maßstab 
als dem Lohn (Gehalt) anknüpfen. Die Löhne (Ge- 
hälter) sind somit im Grundsatz auch für die Bei- 
tragsanteile der Arbeitgeber die sachgerechte Be- 
messungsgrundlage. 

Daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer die gleiche 
Bemessungsgrundlage für ihre Beitragszahlung 
haben, ist auch durch die Sozialpartnerschaft der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die in der sozialen 
Selbstverwaltung ihren Ausdruck findet, begründet. 

b) Die besonderen Gründe für die Lohnbezogenheit 
der Abgaben 

aa) In der Krankenversicherung 

In der Krankenversicherung mit ihren je nach der 
erfaßten sozialen Gruppe gekennzeichneten Einrich- 
tungen wie den Ortskrankenkassen, den Land- 
krankenkassen, den Betriebskrankenkassen, den In- 
nungskrankenkassen, der Seekrankenkasse, den 
knappschaftlichen Krankenkassen und den Ersatz- 
kassen für Arbeiter und Angestellte ist der Lohn 
(Grundlohn) die Grundlage für die Aufbringung der 
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Beiträge und für die Gewährung der Leistungen, j 
Die Beiträge knüpfen an den Lohn (das Gehalt) an, 
weil dieser Ausdruck der finanziellen Leistungs- 
fähigkeit des einzelnen ist. Bei Angestellten entfällt 
die vom Gesetz auferlegte Versicherungspflicht bei 
einer bestimmten Gehaltshöhe, da die finanzielle 
Leistungsfähigkeit für die Selbstvorsorge im Krank- 
heitsfälle von da ab als ausreichend angesehen wird. 
Die Leistungen aus der Krankenversicherung, vor 
allem das Krankengeld, haben Lohnersatzfunktion 
und sollen die bisherige Lebenshaltung des Arbeit- 
nehmers in gewissem Umfange gewährleisten. In- 
sofern ergibt sich auch auf der Leistungsseite ein 
enger Zusamenhang mit der Lohn- und Gehalts- 
höhe. 

Die Beteiligung des Arbeitgebers an der Aufbrin- 
gung der Mittel ist deshalb besonders gerechtfertigt, 
weil der Arbeitgeber an der Gesundheit und der Er- 
haltung der Einsatzfähigkeit des Arbeitnehmers im 
Betrieb insbesondere im Hinblick auf die Leistungs- 
fähigkeit des Betriebes interessiert ist. Für die Lohn- 
bezogenheit der Beitragsanteile des Arbeitgebers 
gelten, da der Beitrag als Einheit anzusehen ist, die 
vorstehend genannten Gesichtspunkte gleichfalls. 

Da für die Leistungen weitgehend der Lohn (Gehalt) 
maßgebend ist, ist er auch in versicherungstechni- 
scher und verwaltungsmäßiger Hinsicht die geeig- 
nete Bemessungsgrundlage. Mit Hilfe des Lohnes 
(Gehalts) ist sowohl die Höhe der Einzelleistung 
und die Gesamtheit aller Leistungen als auch die 
Höhe des Einzelbeitrages und die Gesamtheit der 
aufzubringenden Mittel im voraus ziemlich genau 
berechenbar. 

bb) ln der Unfallversicherung 

ln der Unfallversicherung ist der Lohn grundsätz- 
lich ebenfalls Maßstab für die vom Arbeitgeber 
allein aufzubringenden Beiträge. Die Abstufung der 
Beiträge durch die Gefahrenklassen ändert an der 
Lohnbezogenheit der Beiträge nichts. Da das Unfall- 
risiko in einem Betrieb mit der Zahl der Arbeit- 
nehmer im allgemeinen wächst, ist die Lohnsumme 
als Mittel zur Errechnung eines angemessenen Bei- 
trages des Unternehmens auch hier ein geeigneter 
Maßstab, um den Zusammenhang mit dem Einsatz 
der Arbeitskraft im Betrieb und den Gefahren, die 
für diese von dem Betrieb ausgehen, zu kenn- 
zeichnen. 

Die Unfallversicherung löst die sich aus dem Arbeits- 
verhältnis ergebende zivilrechtliche Haftpflicht des 
Arbeitgebers für Körperschäden der Arbeitnehmer 
aus Arbeitsunfällen ab. An die Stelle der zivilrecht- 
lichen Haftpflicht tritt ein öffentlich-rechtlicher Ent- 
schädigungsanspruch. Die Ansprüche aus der zivil- 
rechtlichen Haftpflicht würden sich nach dem Ein- 
kommensverlust des Arbeitnehmers richten. Es ist 
deshalb sachgerecht, daß sich auch der öffentlich- 
rechtliche Entschädigungsanspruch grundsätzlich 
nach dem letzten Jahresarbeitsverdienst richtet. Der 
Lohn ist deshalb sowohl für die Leistungen als auch 
für die Aufbringung der Mittel in der Unfallver- 
sicherung als Bemessungsgrundlage gerechtfertigt. 


Wenn in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
andere Maßstäbe für die Beitragsbemessung gelten, 
so beruht dies vor allem auf der unterschiedlichen 
Struktur des in ihr versicherten Personenkreises. 
Die hier Versicherten setzen sich zu V.5 aus land- 
wirtschaftlichen Unternehmern und mithelfenden 
Familienangehörigen und zu Vs aus landwirtschaft- 
lichen Arbeitnehmern zusammen. Hinzu kommt, daß 
der Jahrcsarbeitsverdienst der landwirtschaftlichen 
Arbeitnehmer schwer festzustellen ist. Aus den an- 
dersartigen Beitragsmaßstäben in der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung können insofern Bedenken 
gegen die Rechtfertigung der Lohnsumme als Bei- 
tragsmaßstab in der Unfallversicherung nicht her- 
geleitet werden. 

Versicherungstechnisch und in verwaltungsmäßiger 
Hinsicht gilt grundsätzlich das gleiche wie bei der 
Krankenversicherung. 

cc) In den Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten sowie in der knappschaf fliehen 
Rentenversicherung 

Auch in den Rentenversicherungen sind Löhne und 
Gehälter das Bindeglied zwischen Beitrag und Lei- 
stung. Die Rentenhöhe hängt weitgehend von dem 
der Beitragsbemessung zugrunde liegenden Arbeits- 
entgelt ab und richtet sich nach dem, was der Ren- 
tenempfänger während seines Arbeitslebens durch 
Konsumverzicht zur Finanzierung der Renten selbst 
beigetragen hat. Nach der bestehenden Regelung 
ermöglicht der Konsumverzicht der gegenwärtig 
Arbeitenden die Rentenzahlung an die aus dem Er- 
werbsleben ausscheidenden Personen. Die Rente ist 
weniger Gegenleistung für voraufgegangene Bei- 
träge als Gegenleistung für eine sich während des 
Berufslebens im Lohn widerspiegelnde Arbeits- 
leistung. Der Gegenwert für die Arbeitsleistung be- 
steht demnach in Lohn plus Rente. So ist der Lohn 
(das Gehalt) die Grundlage für die Berechnung der 
Rente. Der Konsumverzicht zugunsten der Renten- 
versicherung ist der Beitrag. So ergibt sich zwin- 
gend, daß auch die Beiträge nach dem Lohn (Gehalt) 
bemessen sein müssen. Diese Gesichtspunkte gelten 
sowohl für den Beitragsanteil des Arbeitnehmers als 
auch für den des Arbeitgebers. 

Versicherungstechnisch ist von Bedeutung, daß der 
Lohn (das Gehalt) sowohl Maßstab für die Be- 
messung der Renten als auch der Beiträge ist. Dies 
ermöglicht eine leichte Berechnung der gesetzlich 
vorgeschriebenen Abschnittsdedcung und erleichtert 
wegen der guten Erfaßbarkeit und Vorausschätzung 
des Lohnes die verwaltungsmäßige Durchführung. 

dd) In der Arbeitslosenversicherung 

In der Arbeitslosenversicherung richten sich Bei- 
träge und Leistungen ebenfalls grundsätzlich nach 
dem Lohn; die Leistungen, weil sie Ersatz für den 
Lohn und von diesem abhängig sind, und die Bei- 
träge, weil die finanzielle Leistungsfähigkeit als 
Kriterium für die Beitragsentrichtung im Lohn zum 
Ausdruck kommt. Das Verhältnis von Leistung und 
Gegenleistung wird allerdings durch eine Degres- 
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sion der Leistungen bei steigendem Arbeitseinkom- 
men abgeschwächt. 

Die Arbeitslosenversicherung ist nicht nur der Form 
nach eine Versicherung. Gegen das Risiko der 
Arbeitslosigkeit kann mit Ausnahme der Massen- 
arbeitslosigkeit versicherungsmäßig Schutz gewährt 
werden. Es ist die Aufgabe der Wirtschaftspolitik, 
durch geeignete Maßnahmen zu große Beschäfti- 
gungsschwankungen, gegen die es keinen Versiche- 
rungsschutz gibt, auszuschalten. Daß die Arbeit- 
nehmer mancher Wirtschaftszweige größeren Nutzen 
aus der Arbeitslosenversicherung ziehen, als es den 
Beiträgen gemäß ist, spricht insgesamt nicht gegen 
den Versicherungscharakter der Arbeitslosenver- 
sicherung. 

ln vcrsicherungstechnischer und verwaltungsmäßiger 
Hinsicht ist auch in der Arbeitslosenversicherung 
der Lohn eine geeignete Bemessungsgrundlage. 

eej Beim Kindergeld j 

Beim Kindergeld sind die Beiträge, die der Arbeit- > 
geber allein für die Arbeitnehmer aufzubringen hat, 
ebenfalls lohnbezogen. Die Beiträge können im wei- 
teren Sinne auch dann als lohnbezogen angesehen 
werden, wenn der Maßstab für ihre Erhebung nicht, ; 
wie bei den meisten der Familienausgleichskassen, ! 
die Lohnsumme, sondern die Zahl der beschäftigten | 
Arbeitnehmer ist. 

Das Kindergeld für Arbeitnehmer soll den Leistungs- 
lohn im Hinblick auf den erhöhten finanziellen Be- 
darf der kinderreichen Familien ergänzen. Eine Ver- 
pflichtung der Arbeitgeber zu einer soldien Korrek- 
tur des Leistungslohnes läßt sich, wie auch das 
Bundesverfassungsgericht anerkannt hat, aus dem 
das gesamte Arbeitsrecht durchziehenden Gedanken 
der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers herleiten. Daß 
das Kindergeldgesetz keinen unmittelbaren An- 
spruch der Arbeitnehmer gegen die Arbeitgeber auf 
Kinderzuschlag als Teil des Lohnes vorsieht, son- 
dern die Betriebe eines Wirtschaftszweiges zu Fami- 
lienausgleichskassen zusammenschließt, die die Auf- 
gabe der Kindergeldgewährung an die Arbeitnehmer 
übernehmen und die Mittel hierfür durch Beiträge 
der Arbeitgeber aufbringen, ändert nichts an dem 
Charakter der Lohnergänzung. Im Zusammenhang 
hiermit erscheint der Lohn als ein sachgerechter 
Maßstab für die Umlagen der Familienausgleichs- 
kassen zur Finanzierung des Kindergeldes für Ar- 
beitnehmer. 

Nach der gegenwärtigen Regelung ist allerdings das 
Kindergeld in seiner Höhe nicht lohnabhängig. Es 
erhalten auch nicht nur Arbeitnehmer Kindergeld. 
Insofern ist der Zusammenhang zwischen Lohn und 
Umlagen nicht zwingend. Wenn trotzdem für die 
Aufbringung der im gegenv/ärtigen System erfor- 
derlichen Mittel neben den Beiträgen der Selb- 
ständigen in der Regel der Lohn (Gehalt) als 
Bemessungsgrundlage gewählt wurde, so beruht 
dies darauf, daß sich dieser Maßstab als naheliegend 
und zweckmäßig anbot. 


4. Ergebnis 

Die bisherige Untersuchung, ob sich im System der 
sozialen Sicherung die Lohnbezogenheit der Beiträge 
aus den das System tragenden Prinzipien zwingend 
ergibt, hat gezeigt, daß dies für die Bereiche der 
Krankenversicherung, der Unfallversicherung und 
der Rentenversicherung bejaht werden muß. Auch 
in der Arbeitslosenversicherung ist die Verknüpfung 
zwischen Lohn und Beitrag gegeben. Für den Bereich 
des Kindergeldes liegen besondere Bedingungen 
vor, da bei dem gegenwärtigen System nur bei den 
Arbeitnehmern eine Verknüpfung zwischen Lohn 
und Beitrag gegeben ist, während bei den Selb- 
ständigen eine Verknüpfung mit deren Einkommen 
fehlt (Kopfbeiträge). Da die Beiträge systemnotwen- 
dig als eine Einheit gewertet werden müssen, ist 
auch die Anknüpfung der Beitragsanteile des Arbeit- 
gebers an den Lohn im Hinblick auf die das System 
der sozialen Sicherung beherrschenden Vorstellun- 
gen sachgerecht. 


11. TEIL 

Der Einfluß der lohnbezogenen Abgaben auf 
die wirtschaftliche Lage der Unternehmen 

1. Formale und wirkliche Belastung der Unternehmen 
mit lohnbezogenen Abgaben 

a) Formale und wirkliche Belastung 

Die formale Belastung, die sich aus den lohnbezoge- 
nen Abgaben für die Unternehmen ergibt, ist in 
ihrer Höhe verhältnismäßig leicht aus den gesetz- 
lichen Vorschriften über die Beiträge unter Berück- 
sichtigung der geltenden Bemessungs grenzen und 
über die Anteile der Arbeitgeber an diesen Beiträ- 
gen zu erkennen. Sie braucht jedoch nicht mit der 
wirklichen Belastung übereinzustimmen. Ebenso wie 
für die Steuern gilt auch für die Sozialabgalben, daß 
sie in Wirklichkeit häufig nicht von dem getragen 
werden, der sie nach dem Gesetz auferlegt erhält. 
Geht man von dieser Feststellung aus, so gewinnt 
die Frage, wer tatsächlich die Arbeitgeberbeiträge 
zur sozialen Sicherung aufzubringen hat, für die Be- 
urteilung der wirtschaftlichen Wirkung der lohn- 
bezogenen Sozialabgaben, insbesondere auf die 
lohnintensiven Unternehmen, entscheidende Bedeu- 
tung. Hierzu fehlen jedoch jegliche Untersuchungen. 
Es sollen daher die Möglichkeiten des Ausgleichs 
und der Überwälzung der lohnbezogenen Abgaben 
der Unternehmen geprüft werden, um zu einer Aus- 
sage darüber zu gelangen, ob und unter welchen 
Voraussetzungen die belasteten Unternehmen die 
Sozialabgaben selbst zu tragen haben. 

b) Die Möglichkeit des innerbetrieblichen Kosten- 
ausgleichs 

In der Marktwirtschaft hat der mit einer Abgabe 
formal Belastete es zu einem erheblichen Teil in der 
Hand, den Tatbeständen auszuweichen, an die die 
Abgabe anknüpft. Inwieweit er von diesen Aus- 
weichmöglichkeiten Gebrauch macht, hängt von sed- 
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ner Initiative und seinen wirtschaftlichen und tech- 
nischen Kenntnissen, aber auch von objektiven Fak- 
toren wie Stellung im Markte und technischen 
Gegebenheiten sowie von den Finanzierungsmög- 
lichkeiten und den Kreditbedingungen ab. 

Die technische Entwicklung bietet laufend neue 
Möglichkeiten an, sich im Betrieb häufig von einer 
arbeitsintensiven auf eine kapitalintensivere Pro- 
duktion umzustellen. Eine solche Rationalisierung 
ist nur eine der Möglichkeiten, der Verteuerung des 
Produktionsfaktors Arbeit infolge Erhöhungen der 
Löhne und lohnbezogenen Abgaben kostenmäßig 
auszuweichen. 

Die Möglichkeit, die Belastung mit Sozialabgaben 
innerbetrieblich durch Kostensenkungen auszuglei- 
chen, besteht nicht in allen Wirtschaftszweigen in 
gleichem Umfang. Soweit ein Unternehmer einer 
bestehenden oder neu hinzutretenden Belastung 
nicht auisweicht, weil er sich ihm bietende Umstel- 
lungsmöglichkeiten nicht wahmimmt, wird man 
etwaige Schwierigkeiten dieses Unternehmers we- 
niger in der Lohnbezogenheit der Abgaben als in 
der Nichtausnutzung von Ausweichmöglichkeiten 
suchen müssen. 

Anders sind jedoch die Fälle zu beurteilen, in denen 
der Belastung nicht ausgewichen werden kann, weil 
technische und (oder) wirtschaftliche Bedingungen 
es nicht erlauben. Ist nach dem gegebenen Stand 
der Technik für alle Betriebe einer Branche ein 
Übergang zu einer kapitalintensiveren Produktion 
nicht möglich und scheiden auch sonstige Rationali- 
sierungsmaßnahmen aus, so trifft eine Verteuerung 
des Produktionsfaktors Arbeit zwar alle Betriebe, 
aber je nach deren Struktur in unterschiedlichem 
Umfang. Darüber hinaus gibt es Fälle, in denen 
Technik und Organisation es nur einem Teil der im 
Wettbewerb stehenden Betriebe erlauben, die er- 
höhten Kosten des Produktionsfaktors Arbeit durch 
Umstellung in den Produktionsmethoden auszuglei- 
chen. Solche Schwierigkeiten in der Umstellung auf 
andere Produktionsmethoden können bevorzugt für 
Klein- und Mittelbetriebe gegeben sein. Doch kön- 
nen sich diese Betriebe oft leichter auf eine andere 
Produktion umstellen. So konnten sich in den letz- 
ten 150 Jahren kleine Betriebseinheiten insbeson- 
dere des Handwerks durch Initiative, fachliche 
Kenntnisse und Anpassungsvermögen der Unter- 
nehmer überraschend gut halten, obgleich vielfach 
die technische Entwicklung die kapitalintensive Pro- 
duktion in Großbetrieben begünstigte und sich 
gleichzeitig der Produktionsfaktor Arbeit laufend 
und sehr erheblich verteuerte. 

Umstellungen auf andere Produktionsmethoden oder 
andere Produktionsziele hängen aber auch von den 
Finanzierungsmöglichkeiten und den Kreditbedin- 
gungen ab. Diese waren jedoch nicht für alle Be- 
triebe gleich günstig. Die in der Steuergesetzgebung 
zugunsten einer Selbstfinanzierung liegenden Mög- 
lichkeiten konnten vorzugsweise ertragreiche oder 
liquide Betriebe oder solche ausnutzen, die hohe 
Abschreibungen vornehmen können. Lohnbezogene 
Abgaben haben die nachteiligen Wirkungen dieser 
unterschiedlichen Finanzierungsbedingungen zum 
Teil zu Lasten lohnintensiver Klein- und Mittel- 


betriebe verstärkt. Die Ursache für die Schwierig- 
keiten dieser Betriebe bei Umstellungen war des- 
halb insoweit weniger im System der lohitbezoge- 
nen Abgaben, als vielmehr in den ungleichen 
Finanzierungsmöglichkeiten und Kreditbedingungen 
sowie in unserer Gesetzgebung zu suchen. 

Demnach können zusätzliche Kosten aus erhöhten 
löhnbezogenen Abgaben innerbetrieblich vor allem 
im Bereich der mittleren und kleineren Betriebe 
nicht immer ausgeglichen werden. Insoweit wäre zu 
prüfen, ob es nicht noch andere Möglichkeiten für 
die Betriebe gibt, der Abgabelast ganz oder zum 
Teil auszuweichen. Hier bieten sich die verschiede- 
nen Formen der Überwälzung an, die im weiteren 
untersucht werden sollen. 

c) Die Möglichkeit der Überwälzung 

aa) Das Problem im allgemeinen 

Lohnbezogene Abgaben können überwälzt werden 

in der Form, daß das formal belastete Unternehmen 
sie einer vorgeschalteten Produktionsstufe oder an 
die Arbeitnehmer ganz oder zum Teil weitergibt 
(Rückwälzung) oder 

in der Form, daß es sie über den Preis ganz oder 
zum Teil an die Abnehmer oder an die Verbraucher 
weitergibt (Fortwälzung). 

In beiden Fällen bleibt es offen, ob und inwieweit 
derjenige, an den die Belastung durch lohnbezogene 
Abgaben weitergegeben wird, seinerseits in der 
Lage ist, zu überwälzen. 

Es kann jedoch damit gerechnet werden, daß wei- 
tere Überwälzungen versucht werden. 

Statistische Unterlagen und empirische Unter- 
suchungen liegen hierzu nicht vor. Nur an Hand 
wissenschaftlicher Überlegungen kann man ver- 
suchen, die Voraussetzungen für den Überwälzungs- 
vorgang zu bestimmen und daraus abzuleiten, ob 
lohnintensive mittelständische Betriebe mehr oder 
weniger als Großbetriebe lohnbezogene Abgaben 
überwälzen können. 

bb) Die Rückwälzung 

Die Rückwälzung auf die vorgelagerte Produktions- 
stufe vollzieht sich unter ähnlichen Bedingungen 
wie die Fortwälzung auf die nachfolgende Stufe. 
Auf die Behandlung dieses Problems kann hier ver- 
zichtet werden, da die Ausführungen im nächsten 
Kapitel, welche die Fortwälzung betreffen, sinnge- 
mäß auf diese Form der Überwälzung anzuwenden 
sind. Nur die Möglichkeiten einer Rückwälzung auf 
Arbeitnehmer sollen zunächst umschrieben werden. 

Die Rückwälzung des gesamten Mehrbetrages, der 
sich aus der Einführung neuer oder der Erhöhung 
bestehender Sozialabgaben ergibt, auf die gesamt- 
wirtschaftliche Bruttolohn- und Gehaltssumme wird 
zumindest in bestimmten Konjunktursituationen 
weitgehend möglich sein; dieser gesamtwirtschaft- 
liche Vorgang besagt aber nichts über eine Be- oder 
Entlastung einzelner Unternehmen. Für die Zwecke 
dieser Untersuchung ist entscheidend, ob und in 
welchem Umfange die einzelnen Unternehmen rück- 
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wälzen können? denn nur hieraus wird man ablei- 
ten können, welche Entlastung die Rückwälzung für 
lohnintensive Klein- und Mittelbetriebe einschließt. 

Eine Entlastung der formal mit lohnbezogenen Ab- 
gaben belasteten Unternehmen kann dadurch erfol- 
gen, daß die Löhne (Gehälter) in entsprechendem 
Umfang gesenkt oder sich abzedchnende Lohnerhö- 
hungen entsprechend gering gehalten werden. In 
beiden Fällen wird — wirtschaftlich gesehen — an- 
stelle des Arbeitgebers der Arbeitnehmer Träger 
der Abgabe. Unter den Bedingungen einer sich aus- 
dehnenden Wirtschaft wird praktisch nur eine Ver- 
ringerung an sich möglicher Lohnerhöhungen in Be- 
tracht kommen. 

Setzt man stabile Preise voraus und soll die Ent- 
stehung von Arbeitslosigkeit vermieden werden, so 
müßten erhöhte lohnbezogene Abgaben, sofern sich 
alle nach den wirtschaftlichen Daten möglichen 
Lohnerhöhungen durchsetzen, rückgewälzt werden. 
Dann müßte nämlich — unter sonst gleichbleiben- 
den Umständen — die realisierte Lohnerhöhung um 
den Betrag geringer sein, um den dem Produktions- 
faktor Arbeit zuzurechnende Teile des Sozialpro- 
dukts bereits durch lohnbezogene Abgaben in An- 
spruch genommen worden sind. 

Unter der Annahme jedoch, daß die Gewerkschaf- 
ten nicht immer in der Lage sein werden, in allen 
oder zumindest in einzelnen Branchen die höchst- 
mögliche Lohnerhöhung durchzusetzen, bleibt es zu- 
nächst theoretisch offen, ob erhöhte lohnbezogene 
Abgaben das Ausmaß der Lohnerhöhungen tatsäch- 
lich vermindert haben. Das gleiche gilt für den Fall, 
daß die Preise nicht stabil sind. Auch hier ist es 
theoretisch möglich, daß ©in Spielraum für erhöhte 
lohnbezogene Abgaben zur Verfügung steht, ohne 
daß Lohnerhöhungen in ihrem Umfang durch Erhö- 
hungen lohnbezogener Abgaben gemindert werden 
und ohne daß Arbeitslosigkeit entsteht. 

Ob sich in Wirklichkeit ©ine solche Rückwälzung 
über entsprechend geringere Lohnerhöhungen 
durchsetzt, läßt sich auch empirisch nicht feststellen. 
Sie ist in der heutigen Wirtschaft aber zumindest 
möglich. Soweit eine solche Rückwälzung erfolgt, 
verliert naturgemäß die lohnbezogene Abgabe ihren 
besonderen Charakter. Das Problem bekommt dann 
einen allgemeineren Inhalt. Es mündet in die Frage 
ein, ob die Verteuerung des Produktionsfaktors 
Arbeit durch Lohnerhöhungen die lohnintensiven 
Betriebe gegenüber den kapitalintensiver arbeiten- 
den benachteiligt. 

cc) Die Fortwälzung 

In den Fällen, in denen eine Rückwälzung nicht ge- 
lingt, kann das formal mit lohnbezogenen Abgaben 
belastete Unternehmen versuchen, die Belastung auf 
die Abnehmer abzuwälzen. Ob dies erreicht wird, 
hängt von vielen Bedingungen, insbesondere von 
der Marktform und der Preiselastizität der Nach- 
frage ab. Wenn das formal belastete Unternehmen 
den Markt beherrscht oder gegenüber dem Nachfra- 
ger die stärkere Stellung einnimmt, so wird es eine 
Fortwälzung erhöhter Kosten verhältnismäßig leicht 
durchsetzen können. Das nachfragende Unterneh- 


men wird dann die erhöhten Abgaben tatsächlich 
tragen. Doch bleibt offen, ob die im Preis überwälz- 
ten Abgaben dort verbleiben oder erneut weiterge- 
wälzt werden. Selbst wenn die wirtschaftliche Macht 
nicht eindeutig zugunsten des Anbieters und zum 
Nachteil des Nachfragers verteilt ist, bestehen Fort- 
wälzungsmöglichkeiten. Sie hängen von den Preis- 
elastitätsverhältnissen auf der Angebots- und der 
Nachfrageseife ab. Trifft das formal belastete Un- 
ternehmen mit seinem Angebot auf eine verhältnis- 
mäßig unelastische Nachfrage, so wird es seinen 
Preis um die Abgabe erhöhen können, ohne einen 
erheblichen Rückgang seines Absatzes befürchten 
zu müssen. 

Ist dagegen die Nachfrage elastisch, so geht sie 
schon bei geringen Preiserhöhungen zurück. Der mit 
lohnbezogenen Abgaben Belastete wird in diesem 
Fall Kostenerhöhungen nicht oder nur teilweise 
weitergeben können. In einer Wirtschaft mit hoher 
Wachstumsrate und fehlender Gesamtpreisstabilität 
wird die Fortwälzung allgemein leichter gelingen 
als bei einer rückläufigen oder stagnierenden Wirt- 
schaft und bei stabilem Preisniveau. Bei stabilem 
Preisniveau müßten in dem Umfang wie in einzel- 
nen Bereichen auf Grund von Überwälzungen die 
Preise erhöht werden, die Preise in anderen Berei- 
chen sinken. Unter diesen Bedingungen müßte eine 
Überwälzung, die bei besonders geringer Elastizität 
der Nachfrage möglich ist, einen Preisrückgang dort 
nach sich ziehen, wo die Nachfrage sehr elastisch 
ist. Einen solchen Preisrückgang müßten diese Un- 
ternehmen selbst dann hinnehmen, wenn ihre lohn- 
bezogenen Abgaben steigen. In dieser Lage würde 
zwar der eine Betrieb sich von den Belastungen 
durch Preiserhöhungen freistellen können, würde 
aber mittelbar gleichzeitig die wirtschaftliche Situa- 
tion des anderen Betriebes erheblich verschlechtern. 
Eine solche wirtschaftliche Situation war in den letz- 
ten Jahren nicht gegeben; es ist offen, ob sie einmal 
in der Zukunft eintreten wird. 

Es bleiben zahlreiche Fälle übrig, in denen sich eine 
Weiterwälzung erhöhter lohnbezogener Abgaben 
nicht verwirklichen läßt. Die Anbieterseite kann 
einem stärkeren Wettbewerb ausgesetzt sein als 
die Nachfrageseite. Oder die Anbieter stehen einer 
verhältnismäßig elastischen Nachfrage gegenüber, 
so daß bei Preiserhöhungen die Nachfrage stark 
zurückgeht. Bei allen diesen Unternehmen fallen 
formale und tatsächliche Belastungen durch lohnbe- 
zogene Abgaben zusammen, soweit nicht betrieb- 
liche Umstellungen oder eine Rückwälzung möglich 
sein sollten. 

Allerdings wird auch hier auf weite Sicht die tat- 
sächliche Belastung nicht voll mit (der formalen über- 
einstimmen. Würde ein Grenzbetrieb bei einer Er- 
höhung lohnbezogener Abgaben angesichts einer 
bereits sehr ungünstigen Kosten-Ertragssituation 
aus dem Wirtschaftsprozeß ausscheiden müssen, so 
könnte dadurch für andere Betriebe wieder ein 
Spielraum für die Überwälzung lohnbezogener Ab- 
gaben entstehen. Würden andere Betriebe die durch 
den ausgeschiedenen Grenzbetrieb fortgefallene 
Produktion übernehmen, ohne daß dies — wie im 
Falle freier Kapazitäten — bei ihnen zu einer 
Kostenprogression führen würde, dann würde sich 
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in bezug auf die Überwälzungsmöglichkeit lohnbe- 
zogener Abgaben nichts ändern. Wenn sich aber 
auf Grund der ausgefallenen und von anderen Be- 
trieben nicht voll übernommenen Produktion ein 
höheres Preisniveau einspielen würde, dann wäre 
darin eine Weitergabe der erhöhten Belastungen 
mit lohnbezogenen Abgaben an den Abnehmer ganz 
oder zum Teil enthalten. 

dd) Das Ergebnis der Untersuchung einer überwäU 
zung der Abgaben im allgemeinen 

Die bisherigen theoretischen Überlegungen haben 
gezeigt, daß es nicht möglich ist, die formale Be- 
lastung der Unternehmen mit lohnbezogenen Ab- 
gaben mit der wirklichen Belastung allgemein 
gleichzusetzen. Rückwälzungs- und Fortwälzungs- 
vorgänge können je nach der Marktstellung und 
der Nachfrage- und Angebotsaituation die tatsäch- 
liche Belastung der Unternehmen verschieben. 

Daneben verdeutlichen diese Untersuchungen fol- 
gendes; 

Das formal mit lohnbezogenen Abgaben belastete 
Unternehmen ist nicht auch gleichzeitig der wirk- 
liche Träger lohnbezogener Abgaben, wenn dem 
Unternehmen 

1. die Rückwälzung erhöhter lohnbezogener Abga- 
ben auf die Löhne und Gehälter gelingt — auf 
diese Weise trägt der Arbeitnehmer anstelle des 
Arbeitgebers die Belastung — oder eine Rück- 
wälzung auf vorgeschaltete Produktionsstufen 
durch einen Druck auf die Preise erfolgt, so daß 
der Vorlieferer wirtschaftlich Träger der Abgabe 
wird, sofern er diese nicht seinerseits rückwäl- 
zen kann; 

2. die Fortwälzung auf den Abnehmer oder den 
Endverbraucher gelingt. Die lohnbezogenen Ab- 
gaben werden dann vom Marktpartner getragen, 
können allerdings unter gewissen Voraussetzun- 
gen von diesem weitergegeben werden. 

Das Ausmaß der Überwälzungen läßt sich in der 
Praxis nicht feststellen. Mit dem Ergebnis, daß ganz 
oder zum Teil — wenn auch in den einzelnen Be- 
trieben unterschiedlich — überwälzt werden kann 
und auch über wälzt wird, wird man sich zunächst 
begnügen müssen. Unter den heutigen Verhältnis- 
sen wird allerdings die Fortwälzung praktisdi von 
erheblich größerer Bedeutung als die Rückwälzung 
sein. 

ee) Die lohnintensiven mittelständischen Unterneh- 
men und die Überwälzung lohnbezogener Ab- 
gaben 

Die nachfolgenden Überlegungen sollen ein Anhalt 
für die Beantwortung der Frage sein, ob unter Be- 
rücksichtigung der Überwälzungsvorgänge in der 
Wirtschaft lohnintensiv arbeitende Mittel- und 
Kleinbetriebe über lohnbezogene Abgaben gegen- 
über Grpßbetrieben benachteiligt werden: 

In. den Fällen, in denen Letztverbraucher die Ab- 
nehmer sind, werden die Unternehmen häufig die 
Abgaben fortwälzen können, weil hier im allgemei- 
nen der Wettbewerb auf der Nachfrageseite stärker 


als auf der Angebotsseite ist. Deshalb kann davon 
ausgegangen werden, daß auf diesen Märkten oft 
auch lohnintensiven mittelständischen Unternehmen 
eine Fortwälzung der Sozialabgaben ganz oder zum 
Teil auf den Verbraucher möglich ist. 

Hinzu kommt noch, daß sich vielfach infolge gerin- 
gerer Kapitalintensität lohnintensiv arbeitende mit- 
telständische Unternehmen besser veränderten 
Marktsituationen anpassen können als kapitalinten- 
siv arbeitende Großbetriebe. Sie können unter meist 
geringeren Kosten als Großbetriebe ihre Produktion 
umstellen und so auf andere Märkte ausweichen, 
auf denen die Angebots- und Nachfrageverhältnisse 
für sie günstiger sind. Auch insoweit haben lohn- 
intensiv arbeitende mittelständische Betriebe die 
Möglichkeit, sich einer Belastung durch lohnbezo- 
gene Abgaben ganz oder zum Teil zu entziehen. 
Doch verbleiben Fälle, in denen weder eine Um- 
stellung auf andere Produktionsmethoden oder Pro- 
duktionsziele noch eine Fortwälzung möglich ist. 
Dann aber muß, soweit keine Rückwälzung durch- 
gesetzt wird, die lohnbezogene Abgabe die Ertrags- 
lage lohnintensiv arbeitender mittelständischer Un- 
ternehmen berühren. 

Wieviel lohnintensive mittelständische Unterneh- 
men die Belastung mit lohnbezogenen Abgaben 
selbst zu tragen haben, läßt sich mangels statisti- 
scher Unterlagen nicht beantworten. Es lassen sich 
nicht einmal die Bereiche, in denen diese Fälle Vor- 
kommen, genau bestimmen. Im folgenden können 
daher nur Beispiele von Bereichen genannt werden, 
in denen bei elastischer Nachfrage der anbietende 
mittelständische Betrieb die Sozialabgaben nicht 
oder nur zum Teil weitergeben kann. So stehen im 
Bereich der Zulieferer, der Montage, der Reparatur- 
und Instandhaltungsbetriebe oft viele mittelstän- 
dische Anbieter einer monopolistischen oder teil- 
monopolistischen Nachfrage von Großbetrieben ge- 
genüber ^). 

Dies trifft für die Kraftfahrzeugindustrie -) sowie 
für die Fahrradindustrie, den Luftfahrzeugbau und 
Schiffsbau, die elektrotechnische, feiinmechanische 
und optische Industrie zu; insbesondere spielt eine 
solche Marktkonstellation bei Herstellung von 
Kühlschränken, Rundfunk- und Fernsehgeräten, 
Photoapparaten, Uhren eine erhebliche Rolle. Im 
Bereich der Metall- und Kunststoffbearbeitung be- 

Zur Verdeutlichung des Umfangs der Zuliefererfirmen 
sei darauf hingewiesen, daß einzelne große Unter- 
nehmen die Zahl ihrer Zulieferer bekanntgegeben 
haben. Klöckner-Humboldt, Deutz gibt für ihre Werke 
in Köln und Ulm für das Jahr 1958/59 eine Zahl von 
5000 Zulieferern an, die Firma Siemens-Halske AG 
arbeitete 1959 mit 30 000 Zulieferern zusammen. Für 
die Firma Daimler-Benz stellten 1958 15 400 Zuliefe- 
rern überwiegend Fertigteile her; von dem gesamten 
Fertigungsmaterial entfielen rd. 66 v. H. auf diese Zu- 
lieferungen. 

“) Die Zulieferer liefern z. B. folgende Erzeugnisse: Be- 
schläge für Kraftfahrzeuge, Bleche und Bänder für den 
Fahrzeugbau, Blendschutzscheiben, Bolzen, Buchsen, 
Schlußleuchten, Dichtungen, Drehteile, Farben, Lacke, 
Farbspritzanlagen, Federringe, Federn, Filter und Ge- 
senkschmiedestücke, Getriebe, Gußteile, Kolben, Küh- 
ler, Normteile, Preß-, Stanz- und Ziehteile, Rück- 
strahler, elektrische Schalter, Schlösser. 
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liefern zahlreiche Kleinunternehmen Großunterneh- 
men der chemischen Industrie, der Zigarettenindu- 
strie und der Nahrungsmittelindustrie mit Behäl- 
tern und sonstigem Verpackungsmaterial. 

Beispiele für eine starke Stellung der Nachfrager 
durch Konzentration auf der Handels- und Endab- 
nehmerstufe sind Waren- und Versandhäuser, 
öffentliche Auftraggeber (Tiefbau, Verteidigung, 
Bundesbahn, Bundespost), Einkaufsgenossenschaf- 
ten, Einkaufsringe, Konsumgenossenschaften, Sied- 
lungsgesellschaften u. ä. Bei Aufträgen für die Ver- 
teidigung, für die Deutsche Bundesbahn, für den 
Straßen- und sonstigen Tiefbau sowie an das Or- 
thopädiemechaniker- und -Schumacherhandwerk 
tritt die öffentliche Hand als Nachfrage(teil)mono- 
polist in Erscheinung. Starke Einkaufsvereinigungen 
stehen den kleineren und mittleren Schuhfabriken 
gegenüber. Waren- und Versandhäuser, Einkaufs- 
genossenschaften und -ringe sowie Konsumgenos- 
senschaften haben ein erhebliches Nachfragegewicht 
im Bereich der Haushaltswaren ^), der Wohnungs- 
einrichtung und der Bekleidung. Wohnungsbau- und 
Siedlungsgesellschaften treten als Großabnehmer 
zahlreicher Erzeugnisse des Bau-, Ausbau- und Ein- 
richtungsbedarfs auf. In allen diesen Fällen ist der 
Wettbewerb unter den mittelständischen Anbietern 
erheblich stärker als unter den Großnachfragern, so 
daß die Marktposition der Anbieter schwächer als 
die der Nachfrager sein wird. 

Der große Nachfrager wird allerdings gegenüber 
den mittleren und kleineren Anbietern nur dann 
dominieren, wenn er in seiner Nachfrage genügend 
reagibel ist. Denn selbst in einer für die mittelstän- 
dischen Unternehmen ungünstigen Marktform kön- 
nen Mehrbelastungen, wie die Erhöhung lohnbezo- 
gener Abgaben, zum Teil oder ganz dann überwälzt 
werden, wenn die Nachfrage relativ unelastisch ist, 
also bei Preiserhöhungen nicht erheblich zurück- 
geht. Mit einer solchen unelastischen Nachfrage 
mögen in einem gewissen Umfange die Zulieferer 
rechnen können. Hier scheint es Fälle zu geben, in 
denen der Großabnehmer trotz seiner monopolisti- 
schen oder oligopolistischen Stellung bereit ist, lie- 
ber bis zu einem gewissen Grad Preiserhöhungen 
hinzunehmen, als Aufträge spezialisierten Zuliefe- 
rern zu entziehen. Meist schließen auch die Groß- 
unternehmen keine langfristigen Verträge mit den 
Zulieferern ab, so daß sich die Anbieter nach Ab- 
wicklung eines Auftrages erneut in Konkurrenz um 
einen neuen Auftrag befinden. 

Mittelständische Unternehmen können auch als An- 
bieter im Wettbewerb mit einem oder wenigen 
Großanbietern stehen. In solchen Fällen eines Teil- 
monopols oder Teiloligopols auf der Angebotsseite 
fällt der größte Teil des Absatzes auf ein oder 
wenige Großunternehmen, während eine größere 
Anzahl von mittelständischen Unternehmen zusam- 
men nur einen geringen Marktanteil haben. Diese 
Unternehmen müssen, sich, wollen sie nicht ausge- 
schaltet werden, in ihren Angeboten nach den Be- 

h Emaillewaren, verzinkte Blechwaren, Aluminiumwa- 
ren, Haushaltsmaschinen, Werkzeuge, Schneidwaren, 
Metall- und Kurzwaren, keramische Erzeugnisse usw. 
“) Baustoffe, Beschläge, Schlösser, Badeeinrichtungen, 
Öfen, Herde, Heizradiatoren, Fenster, Türen usw. 


dingungen richten, mit denen die Großanbieter auf 
dem Markt erscheinen. Der kapitalintensiv arbei- 
tende Großanbieter bestimmt dann, inwieweit zu- 
nehmende Kosten auf den Preis abgewälzt werden. 
Es herrscht hier — zum Nachteil von mittelständi- 
schen Anbietern — weitgehend die Marktform eines 
einseitig unvollständigen Wettbewerbs vor. Eine 
Überwälzung lohnbezogener Abgaben durch lohn- 
intensiv arbeitende Klein- und Mittelbetriebe wird 
unter diesen Verhältnissen selten oder nur sehr 
eingeschränkt gelingen. Nur eine sehr unelastische 
Nachfrage wird es hier den im allgemeinen mit den 
Großanbietern mitlaufenden kleinen und mittleren 
I Betrieben erlauben, die Preise ihren steigenden 
i Kosten anzupassen. 

Wo und wieweit auf einzelnen Märkten diese An- 
gebotsstruktur vorherrscht, kann gegenwärtig noch 
nicht gesagt werden. Erst die beabsichtigte Enquete 
j auf Grund des kürzlich vom Bundestag verabschie- 
I deten Gesetzes über eine Untersuchung der Kon- 
zentration in der Wirtschaft kann voraussichtlich 
hierzu Angaben liefern. 

In vielen der hier nur als Beispiele genannten Be- 
reichen stellen Marktform und Elastizitätsverhält- 
: nisse kleinere und mittlere Betriebe vor schwierige 
Aufgaben, wenn sich lohnbezogene Abgaben er- 
höhen. Umstellungen in der Produktion werden es 
’ hier jedoch oft ermöglichen, einer ungünstigen 
! Marktsituation auszuweichen. 

Abschließend kann festgehalten werden, daß die 
Behauptung, die Bemessungsgrundlage Lohn für die 
Sozialabgaben benachteilige ständig und zuneh- 
mend die mittelständischen Unternehmen, auch 
unter Berücksichtigung der hier angedeuteten be- 
sonders schwierigen Verhältnisse nicht in vollem 
Umfang aufrechterhalten werden kann. Das Pro- 
blem der tatsächlichen Belastung durch lohnbezo- 
I gene Abgaben lohnintensiver Mittel- und Kleinbe- 
j triebe ist allgemein nicht so schwerwiegend, als cs 
j zunächst den Anschein hat. Es kann unterstellt wer- 
; den, daß keineswegs alle mittelständischen Unter- 
nehmen lohnintensiv sind. Es kann auch davon aus- 
gegangen werden, daß ein Teil der lohnintensiv 
arbeitenden mittelständischen Unternehmen einen 
innerbetrieblichen Kostenausgleich vornehmen und 
Produktionsmethoden und Produktionsziele umstel- 
i len kann. Außerdem können auch mittelständische 
I Unternehmen Kostenerhöhungen überwälzen. Nur 
I ein Teil der lohnintensiv arbeitenden Klein- und 
Mittelbetriebe, dem auf Grund der Marktform und 
^ der Elastizität auf der Gegenseite Fortwälzungen 
I zunehmender Kosten verwehrt sind, wird, falls auch 
eine Rückwälzung tatsächlich ausgeschlossen sein 
sollte, durch die Sozialabgaben in seiner wirtschaft- 
lichen Lage beeinträchtigt. Erst wenn lohnbezogene 
Abgaben sich mit Wettbewerbsverhältnissen ver- 
binden, die zuungunsten mittelständischer Betriebe 
wirken, wie Monopolisierung der Marktgegenseite, 

I Preisführerschaft eines oder weniger Großbetriebe 
auf der gleichen Marktseite, elastische Nachfrage, 
und wenn weiterhin ungünstige Finanzierungsmög- 
lichkeiten und Kreditbedingungen für die mittel- 
ständische Wirtschaft vorliegen, sind die Voraus- 
setzungen gegeben, daß mittelständische Unterneh- 
men in schwierige Situationen kommen. 
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2. Die Besonderheiten auf dem Gebiet 
der Landwirtschaft 

Die Besonderheiten auf dem Gebiet der Landwirt- 
schaft, die für das Problem der lohnbezogenen Ab- 
gaben von Bedeutung sind, sind folgende: 

Zwischen der Landwirtschaft und der übrigen Wirt- 
schaft bestehen Unterschiede in der Struktur des 
Sozialaufwandes. In der Landwirtschaft ist nur ein 
Teil der Abgaben lohnbezogen, und zwar sind dies 
die Beiträge zu den Rentenversicherungen, zur 
Krankenversicherung und zur Arbeitslosenversiche- 
rung für familienfremde Arbeitskräfte. Für die Bei- 
träge zur Unfallversicherung und zur Familienaus- 
gleichskasse ist der Einheitswert oder der Arbeits- 
bedarf Bemessungsgrundlage. Bei der Bemessungs- 
grundlage Einheitswert oder Betrieb fehlt demnach 
eine Beziehung zur Arbeitskraft und damit zum 
Lohn. Die Leistungen der Berufsgenossenschaften 
und der Familienausgleichskassen fließen außerdem 
sowohl familienfremden wie familieneigenen Ar- 
beitskräften zu. 

Die Belastung der landwirtschaftlichen Betriebe mit 
Lohn- und Sozialkosten ist unterschiedlich je nach 
Betriebsgröße, Betriebssystem und Arbeitsverfas- 
sung. Nur rd. 14 v. H. aller Betriebe beschäftigen 
familienfremde Arbeitskräfte, tragen also lohnbezo- 
gene Sozialabgaben. Hierzu gehören vor allem die 
größeren landwirtschaftlichen Betriebe, die einer 
steigenden Lohn- und Sozialbelastung z. T. durch 
die Substitution menschlicher Arbeitskraft durch 
technische Arbeitshilfsmittel ausweichen können. 
Die landwirtschaftlichen Familienbetriebe, die über- 
wiegend oder ausschließlich mit familieneigenen 
Arbeitskräften wirtschaften, werden von dem Pro- 
blem der lohnbezogenen Sozialabgaben nicht be- 
troffen. Die Belastung dieser Familienbetriebe mit 
den von ihnen zu tragenden Beiträgen zur Alters- 
kasse, zur Familienausgleichskasse und zur Unfall- 
versicherung stellt sich vielmehr als ein Problem 
der Rentabilität dar, die durch ein vielfach ungün- 
stiges Verhältnis zwischen Arbeitskräftebesatz und 
Arbeitsproduktivität geschmälert wird. 

Die Möglichkeiten einer Verbesserung der Arbeits- 
produktivität der landwirtschaftlichen Familien- 
betriebe sind, da der Boden nicht beliebig vermehr- 
bar und die landwirtschaftliche Produktion struktur- 
bedingten Besonderheiten unterworfen ist, mit den- 
jenigen der übrigen Wirtschaft nicht vergleichbar. 
Eine Verbesserung der Produktivität hängt davon 
ab, inwieweit die Produktionsgrundiagen auf dem i 
Wege der Betriebsvergrößerung erweitert, die be- 
triebliche Produktivität durch Rationalisierung und 
durch Maßnahmen der Agrarstrukturverbesserung 
erhöht, der Arbeitskräftebestand reduziert und ggf. 
das Betriebssystem auf andere arbeitsintensivere 
Produktionszweige mit günstigen Marktbedingun- 
gen (z. B. Veredelungsproduktion) umgestellt wer- 
den kann. Für einen großen Teil der Betriebe ist die 
Durchführung derartiger Maßnahmen mit erheb- 
lichen Schwierigkeiten und Kosten verbunden. 

Eine Überwälzung der Sozialkosten der landwirt- 
schaftlichen Betriebe ist z. T. schwieriger als in an- 
deren Wirtschaftsbereichen, Obgleich die Nachfrage 
nach Ernährungsgütern relativ unelastisch ist, kann’ 


S/ich diese für eine Fortwälzung günstige Situation 
nur in den Nahrungsmittelpreisen auswirken, deren 
Stabilität nicht aus politischen Gründen erzwungen 
wird. Preiserhöhungen für die wichtigsten landwirt^ 
schaftlichen Produkte wird z. T. durch die Markt- 
ordnungsgesetze, z. T. durch Einfuhren entgegenge- 
wirkt. 

Der tatsächliche Einfluß der Lohn- und Sozial- 
belastungen auf die wirtschaftliche Situation der 
kleinen landwirtschaftlichen Familienbetriebe kann 
nur sehr schwer ermittelt werden, insbesondere da 
das gesamte Einkommen aus dem Betrieb der Fa- 
milie verbleibt. Ein Vergleich des Lohnaufwandes 
bzw. der Arbeitskosten in Betrieben mit familien- 
fremden Arbeitskräften mit dem theoretisch zum 
Einkommen zu rechnenden Lohnanspruch der fami- 
lieneigenen Arbeitskräfte in Familienbetrieben ist 
nur bedingt möglich. Bei Abwägung aller be- und 
entlastenden Umstände scheint das Problem der 
lohnbezogenen Abgaben vor allem in den mittel- 
ständischen Betrieben der Landwirtschaft kein grö- 
ßeres Gewicht zu haben. 


3. Die lohnbezogenen Abgaben 
als Teil der Arbeitskosten 

Die Untersuchung hat gezeigt, daß die Unter- 
nehmen, die die Sozialabgaben zu zahlen haben, 
sehr häufig nicht die eigentlichen Träger sind. Inso- 
weit können in vielen Fällen aus der Lohnbezogen- 
heit von Abgaben keine unvermeidbaren Schwie- 
rigkeiten für die Betriebe hergeleitet werden. In 
den Fällen, in denen es lohnintensiven Unternehmen 
des mittelständischen Gewerbes nicht gelingt, sich 
der zusätzlichen Belastung infolge Erhöhung der 
lohnbezogenen Abgaben durch Kostenausgleich oder 
Umstellungen im Betrieb oder durch Überwälzung 
auf andere Personen oder Unternehmen zu ent- 
ziehen, ist die zusätzliche Kostenbelastung im Zu- 
sammenhang mit der allgemeinen Steigerung der 
Arbeitskosten zu sehen. Es liegt im Zuge der wirt- 
schaftlichen Entwicklung, daß der Produktionsfaktor 
Arbeit knapper und teurer wird. Lohnsteigerungen 
fallen insoweit in der Regel viel mehr ins Gewicht 
als Erhöhungen der Sozialabgaben. 

In den letzten 10 Jahren sind die Löhne und Ge- 
hälter bei verhältnismäßig geringer Erhöhung der 
Sozialabgaben in der gesamten Wirtschaft erheblich 
gestiegen. Wenn man die Stundenverdienste des 
Jahres 1950 gleich 100 setzt, so betragen sie gegen- 
wärtig etwa 200. Die Belastung der Arbeitgeber mit 
Sozialabgaben, die im Jahre 1950 nominal rd. 11 v. H. 
jenes damals geltenden Lohnes betrug, beläuft sich 
gegenwärtig auf nominal rd. 14 v. H. der zu zahlen- 
den Löhne ^). Diese Prozentsätze beziehen sich nur 
auf die Lohn- und Gehaltsteile, die unter den Be- 

h Ein Unternehmer, der im Jahre 1950 für die Arbeits- 
leistung seiner Arbeitnehmer 100 000 DM aufwenden 
mußte, muß im Jahre 1960 rd. 200 000 DM zahlen. Die 
soziale Belastung aus Beiträgen würde sich in der 
gleichen Zeit von rd. 1 1 OOO DM auf rd. 28 000 DM er- 
höht haben. Der betreffende Unternehmer müßte also 
im Jahre 1960 100 000 DM Löhne und 17 000 DM Bei- 
träge für den gleichen Produktionsfaktor Arbeit mehr 
aufwenden als vor 10 Jahren. 
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messungsgrenzen liegen. Auf die gesamte Lohn- 
und Gehaltssumme bezogen liegen diese Sätze etwas 
niedriger. 

Zwischen Erhöhungen der Löhne und Erhöhungen 
der Sozialabgaben besteht wirtschaftlich zumindest 
bei langfristiger Betrachtung kein Unterschied, höch- 
stens kurzfristig könnte eine Erhöhung der gesetz- 
lichen Sozialabgaben durch den Staat anders als 
eine von den Sozialpartnern vorgenommene Lohn- 
erhöhung wirken. Während eine nach Betrieben, 
Wirtschaftszweigen, Berufen, Lohngruppen oder ein- 
zelnen Arbeitnehmern differenzierte Lohn- und Ge- 
haltserhöhung gleichzeitig Leistungseffekte auslösen 
kann und auf diese Weise für den Arbeitgeber 
weniger belastend wirkt, entbehren die generell 
wirkenden Verteuerungen des Produktionsfaktors 
Arbeit aus Erhöhungen der gesetzlichen Sozial- 
abgaben einer solchen mittelbaren Wirkung. 

Diese Unterschiede in den Wirkungen einer Er- 
höhung der Lohn- und Gehaltssätze und der lohn- 
bezogenen Abgaben sind zumindest gegenwärtig 
von untergeordneter Bedeutung, vor allem wenn 
man berücksichtigt, daß im letzten Jahrzehnt die 
Erhöhungen lohnbezogener Abgaben nur einen 
Bruchteil der sonstigen Verteuerungen des Produk- 
tionsfaktors Arbeit betragen haben. Infolgedessen 
konnten die Betriebe den „Preis" für Arbeit zu- 
reichend differenzieren. Die lohnbezogene Abgabe 
egalisierte die Kosten des Produktionsfaktors Arbeit 
unter diesen Umständen nicht mit einer wirtschafts- 
und leistungshemmenden Wirkung. Im übrigen blieb 
an angesichts der verhältnismäßig kurzen Laufzeit 
der Tarifverträge nicht ausgeschlossen, etwaige Er- 
höhungen lohnbezogener Abgaben während der 
Laufzeit in den mit kurzem Zeitabstand folgenden 
Lohnverhandlungen zu berücksichtigen. 

Aus Unterschieden in der Erhöhung der verschiede- 
nen Arten von Arbeitskosten könnten sich für lohn- 
intensive Betriebe in Zukunft Schwierigkeiten nur 
ergeben, wenn die Wirtschaft einmal weniger ex- 
pandieren, die soziale Entwicklung jedoch zu einer 
beträchtlichen Erhöhung der Sozialabgaben führen 
sollte. Zur Zeit ist eine solche Situation nicht aktuell. 

4. Zusammenfassung 

Das Ergebnis der Untersuchung über den Einfluß 
lohnbezogener Abgaben auf die wirtschaftliche 
Lage der Betriebe kann wie folgt zusammengefaßt 
werden: 

a) Lohnbezogene Abgaben werden zum Teil von 
den Betrieben durch Änderung der Produktions- 
methoden oder durch Übergang auf andere, mit 
geringeren Arbeitskosten zu erreichende oder 
höhere Preise versprechende Produktionsziele 
aufgefangen. Ein innerbetrieblicher Kostenaus- 
gleich ist auch in mittelständischen Betrieben 
häufig möglich. Im einzelnen Falle hängt dies 
von technischen und wirtschaftlichen Daten 
subjektiver und objektiver Art ab, wie z. B. 
der Initiative, den Erfahrungen und Kenntnissen 
des Unternehmers, einer wettbewerbsneutralen 
Steuerpolitik sowie gleichen Finanzierungsmög- 
lichkeiten und Kreditbedingungen für alle Be- 
triebe. 


b) In zahlreichen Fällen überwälzen die Unterneh- 
men ganz oder zum Teil die lohnbezogenen Ab- 
gaben. Umfang und Art der Überwälzung in der 
Praxis lassen sich allerdings nur von Fall zu Fall 
feststellen. 

c) Die Überwälzung ist mittelständischen Betrieben 
um so eher möglich, je weniger sie durch die 
Überlegenheit der anderen Marktseite daran ge- 
hindert werden. Sie kann infolgedessen für jene 
Unternehmen schwierig sein, die Waren auf 
Märkten anbieten, auf denen 

aa) auf der Angebotsseite der Wettbewerb voll- 
kommener als auf der Nachfrageseite ist^), 

bb) die Nachfrage relativ elastisch, das Angebot 
hingegen verhältnismäßig unelastisch ist, 

d) Die sich aus der Erhöhung gesetzlicher lohn- 
bezogener Abgaben ergebende Belastung ist zu- 
dem — im Hinblick auf die starke wirtschaftliche 
Expansion und im Vergleich zu dem Anstieg der 
Arbeitskosten infolge der Lohnerhöhungen — 
verhältnismäßig gering. Sollte jedoch in Zukunft 
das Sozialprodukt erheblich weniger als im letz- 
ten Jahrzehnt steigen und sollten infolgedessen 
auch Lohnerhöhungen nur in einem geringen 
Umfange möglich sein, so könnte dies bei gleich- 
zeitig starkem Anstieg lohnbezogener Abgaben 
zu Schwierigkeiten in einzelnen Wirtschafts- 
bereichen und Betrieben führen. 

e) Die lohnbezogenen Abgaben sind ein Teil der 
Arbeitskosten. In der modernen arbeitsteiligen 
Wirtschaft wird aber für viele Wirtschafts- 
bereiche die menschliche Arbeitskraft ständig 
knapper und kostbarer. In diesen Bereichen wer- 
den sich arbeitsintensive Produktionen, unab- 
hängig davon, wie die Arbeitskosten sich im ein- 
zelnen zusammensetzen, künftig nur noch lohnen, 
wenn die Verbraucher bereit sind, die höheren 
Arbeitskosten im Preise zu honorieren. Die Ent- 
wicklung der Löhne drängt so in viel größerem 
Umfang als die der lohnbezogenen Abgaben 
dahin, daß Unternehmer Produktionsmethoden 
wählen, die diese Verteuerung ausgleichen oder 
Produktionsziele suchen, die mit einem geringe- 
ren Einsatz menschlicher Arbeit erreicht werden 
können. Mittelständische Betriebe, die dieser 
Entwicklung zunächst nicht folgen, werden, un- 
abhängig davon, ob die Sozialabgaben anders 
als bisher auf die Arbeitgeber umgelegt werden, 
früher oder später ihre Produktion umstellen 
oder, falls sie die steigenden Kosten auf den 
Preis abwälzen, einen Nachfragerückgang in 
Kauf nehmen müssen. Eine Änderung der Be- 
messungsgrundlage der Sozialabgaben würde 
demnach entsprechende Anpassungsmaßnahmen 
für Klein- und Mittelbetriebe, wie überhaupt für 
alle arbeitsintensiven Bereiche der Wirtschaft 
auf die Dauer nicht entbehrlich machen. 


b Dies trifft — vorausgesetzt, daß nicht die Nachfrage 
in hohem Grade unelastisch ist — häufig zu für Zu- 
lieferer, Montage-, Reparatur- und Instandhaltungs- 
betriebe, die für andere Unternehmen tätig sind, so- 
wie in den Fällen, in denen sich auf der Handels- und 
Endabnehmerstufe die Nachfrage konzentriert hat. 
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IIL TEIL 

Die Frage der Änderung oder Aufhebung des 
Systems der lohnbezogenen Abgaben 

Die Frage, ob eine Änderung oder Aufhebung des ! 
Systems der lohnbezogenen Abgaben empfehlens- 
wert oder notwendig ist, wird nach dem bisherigen 
Ergebnis der Untersuchung insbesondere berücksich- i 
tigen müssen: | 

1. die Zusammenhänge, die zwischen der Aufbrin- | 

gung der Mittel, den Leistungen der einzelnen | 
Zweige der sozialen Sicherung und dem Einsatz | 
menschlicher Arbeit bestehen, ! 

2. die wirtschaftlichen Wirkungen der lohnbezoge- | 

nen Abgaben. | 

Bei der Forderung nach Änderung oder Aufhebung i 
des Systems der lohnbezogenen Abgaben ist offen- 
bar bisher oft die innere Ordnung der einzelnen 
Zweige der sozialen Sicherung unterschätzt, das | 
Ausmaß der nachteiligen wirtschaftlichen Wirkun- i 
gen dagegen überschätzt worden, insbesondere weil | 
vermutlich die Fälle, in denen tatsächlich Nachteile j 
für lohnintensive Betriebe vorliegen, verallgemei- | 
nert worden sind. Immerhin können diese Fälle ein i 
solches Gewicht haben, daß die Möglichkeiten, die i 
sich auf eine Änderung oder Aufhebung des Systems | 
lohnbezogener Abgaben richten, geprüft werden ; 
müssen. | 

I 

1. Die Frage einer anderen Aufbringung der Beiträge 
bei gleicher Bemessungsgrundlage 

Zunächst könnte daran gedacht werden, unter Bei- 
behaltung der Bemessungsgrundlage Lohn die Auf- 
bringung der Anteile an den Beiträgen anders zu 
regeln. Hierfür kommen hauptsächlich zwei Möglich- 
keiten in Betracht: 

a) die Arbeitnehmer übernehmen die bisherigen 
Beitragsanteile der Arbeitgeber, 

b) der Staat übernimmt die bisherigen Arbeitgeber- 
anteile. 

Vorschläge, nach denen Arbeitgeber, Arbeitnehmer 
und Staat an der Aufbringung der Beiträge nur in 
einem anderen Verhältnis als bisher beteiligt sind, i 
bedürfen in diesem Zusammenhang keiner näheren | 
Prüfung. Sie würden sich im Ergebnis von den nach- i 
folgenden Untersuchungen nicht wesentlich unter- i 
scheiden. | 

i 

a) Die Übernahme der Beitragsanteile der Arbeit- | 
geber durch die Arbeitnehmer 1 

Die Übertragung der Beitragsanteile der Arbeit- . 
geber auf die Arbeitnehmer würde das äußere Bild j 
der Beitragsaufbringung, da die lohnbezogenen Ab- 
gaben wirtschaftlich Lohn sind, der wirtschaftlichen 
Wirklichkeit anpassen. Der Arbeitnehmer würde 
auch — für alle sichtbar — die für seine eigene 
Lebensvorsorge notwendigen Aufwendungen aus 
seinem y\rbeitseinkommen, das in diesem Falle ent- I 
sprechend erhöht werden müßte, tragen. Eine Ande- j 
rung der Aufbringung der Beitragsanteile wirft aber ■ 


die Frage auf, wie sich dies auf das System der 
sozialen Sicherung sowie wirtschaftlich auswirken 
würde. 

Die Prinzipien der Eigenverantwortung, der Sub- 
sidiarität und der Äquivalenz würden nicht berührt, 
wenn die Arbeitnehmer alle Beitragsanteile selbst 
aufbringen. Das Prinzip der Solidarität wmrde inso- 
weit berührt, als der Arbeitgeber bei Freistellung 
von allen Beitragsanteilen mit seinen Rechten und 
Pflichten aus dem Gesamtversicherungsverhältnis 
herausgelöst würde. Eine solche Änderung würde 
auch die Zusammenarbeit der Sozialpartner auf dem 
Gebiet der Selbstverwaltung erheblich beeinträch- 
tigen. Für die Unfallversicherung kommt hinzu, daß 
die Haftung des Arbeitgebers und die sich daraus 
ergebende Schadensersatzpflicht in einem solchen 
Falle nicht auf die Arbeitnehmer verlagert werden 
könnten. Dies würde dem Sinn und Zweck der Un- 
fallversicherung widersprechen. 

Als Folge einer anderen Regelung der Aufbringung 
der Beiträge ergibt sich weiterhin die Frage, ob das 
bisherige System der Selbstverwaltung beibehalten 
werden kann. Es erscheint fraglich, ob hierzu die 
ideellen Bindungen der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer in der sozialen Sicherung ausreichen. Da es 
sicher ist, daß sich die Bindungen infolge des Fort- 
falls der finanziellen Verpflichtungen der Arbeit- 
geber lockern, würde dadurch eine Entwicklung ein- 
geleitet, die zu einer Ausschaltung der Arbeitgeber 
aus der sozialen Selbstverwaltung führt. Damit 
würde die Zusammenarbeit der Sozialpartner aber 
auf einem Gebiet, auf dem sie sich bisher besonders 
bewährt hat, fortfallen. 

Die Vorteile, die von einer solchen Aufbringung der 
Beiträge erwartet werden, werden kaum diese Nach- 
teile aufwiegen. Es ist auch zweifelhaft, ob eine 
solche Regelung die lohnintensiven Unternehmen 
tatsächlich finanziell entlastet. Die von den Arbeit- 
nehmern zusätzlich übernommenen Beitragsanteile 
würden zumindest unter den gegenwärtigen Bedin- 
gungen auf den Lohn aufgeschlagen werden, so daß 
sich die Gesamtkosten des Produktionsfaktors Arbeit 
nicht ändern würden. Möglicherweise würden die 
Löhne sogar in einem größeren Ausmaß erhöht wer- 
den, als es den bisherigen Arbeitgeberanteilen ent- 
spricht. Dies könnte u. a. damit begründet werden, 
daß dann die Lohnsteuerabzüge — zumindest nach 
dem gegenwärtigen Stand der Gesetzgebung — zum 
Teil steigen. Statt einer Entlastung würde die Über- 
nahme der Beitragsanteile der Arbeitgeber durch 
die Arbeitnehmer damit zu einer zusätzlichen Be- 
lastung insbesondere der Betriebe führen, zu deren 
Gunsten eine Änderung des Systems angestrebt 
wird. 

b) Die Übernahme der Arbeitgeberanteile durch den 
Staat 

Die Beteiligung des Staates an der Aufbringung der 
Beiträge in Höhe der bisherigen Arbeitgebeianteile 
würde sich mit den Prinzipien der Eigenverantwor- 
tung und der Subsidiarität nicht vereinbaren lassen. 
Das Prinzip der Solidarität würde durch eine formale 
Freistellung der Arbeitgeber insoweit abgeschwächt 
werden. Der Staat würde eine ihm nicht zustehende 
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Aufgabe übernehmen. Mit dem System der deut- 
schen sozialen Sicherung läßt sich nur eine sub- 
sidiäre Hilfeleistung des Staates vereinbaren, die 
insoweit eintritt, als die Arbeitnehmer und Arbeit- 
geber nicht in der Lage sind, die Mittel für die 
soziale Sicherung selbst aufzubringen. In der Unfall- 
versicherung würde zudem noch das Prinzip der 
Haftungsablösung der Unternehmer hinfällig wer- 
den. Dies wäre jedoch nicht vertretbar, weil kein 
Rechtsgrund ersichtlich ist, nach dem der Staat für 
das sich aus dem Betrieb ergebende Unfallrisiko 
aufzukommen hat. Die Übernahme der Arbeitgeber- 
anteile durch den Staat könnte in der Tendenz 
außerdem dazu führen, daß auch die Arbeitnehmer 
eine Übernahme ihres Beitrages durch den Staat 
fordern. Dann aber wäre ein nur vom Staat ge- 
tragenes System der sozialen Sicherheit die Folge. 

Die Übernahme der Arbeitgeberanteile durch den 
Staat braucht nicht zu einer finanziellen Entlastung 
der Arbeitgeber zu führen. Da der Staat eine solche 
Verpflichtung nur aus Steuermitteln finanzieren 
könnte, wäre damit zu rechnen, daß die Steuern ent- 
sprechend erhöht und die sich für den Arbeitgeber 
hieraus ergebende neue formale Belastung zu einem 
Teil an die Stelle der fortgefallenen alten Belastung j 
— der Arbeitgeberanteile — treten würde. Ein Teil 
der neuen Steuern könnte formal auch die Arbeit- 
nehmer belasten, die dann ihrerseits Forderungen 
auf Lohnerhöhungen stellen würden. Die sich aus 
der Steuererhöhung bzw. aus den Lohnerhöhungen 
ergebenden Belastungen treffen wiederum lohn- 
intensiv arbeitende mittelständische Betriebe. Selbst 
wenn diese Unternehmen formal keine höheren 
Steuern aufzubringen hätten, könnten sie neben den 
hier möglichen Lohnerhöhungen über höhere Preise 
für die von ihnen bezogenen Waren, die sich aus 
einer Überwälzung der Steuer- und Lohnerhöhungen 
in den übrigen Bereichen der Wirtschaft ergeben 
können, belastet werden. 

Eine Änderung in der Aufbringung der Beiträge 
unter Beibehaltung des Lohnes als Bemessungs- 
grundlage würde das System der sozialen Sicherung 
so weitgehend verändern, daß die Änderung als ein 
revolutionärer Akt erscheinen müßte, dessen Folgen 
sehr weit reichen würden. Er erscheint recht zwei- 
felhaft, ob man diesen Weg einschlagen darf. 

2. Die Frage der Wahl 
einer anderen Bemessungsgrundlage 

Ip der öffentlichen Diskussion und in der Literatur 
sind zahlreiche Änderungen der geltenden Bemes- 
sungsgrundlage vorgeschlagen worden, deren Ziel 
es ist, die „LasU der sozialen Abgaben von den 
lohnintensiven auf weniger lohnintensive Betriebe 
zu verlagern. 

Folgende Vorschläge liegen vor: 

1. Die Bemessungsgrundlage Lohn soll formell bei- 
behalten, aber durch Zu- und Abschläge ent- 
sprechend dem Unterschied der Lohnintensität 
des Betriebes zur gesamtwirtschaftlichen Lohn- 
intensität abgewandelt werden. 


2. Als Bemessungsgrundlage soll die Zahl der Be- 
schäftigten, der geleisteten Arbeitstage oder der 
geleisteten Arbeitsstunden genommen werden. 

3. Als Bemessungsgrundlage sollen der Umsatz, 
das Kapital, die Abschreibungen, der Energie- 
verbrauch, die Bruttowertschöpfung oder eine 
Kombination dieser Größen untereinander oder 
mit der Lohnsumme gewählt werden. 

Hierbei sind häufig mitteiständische Betriebe lohn- 
intensiven Betrieben gleichgesetzt worden, obgleich 
es in der Wirtschaft arbeitsintensive Großbetriebe 
und mittlere und kleinere Betriebe gibt, an deren 
Produktionskosten die Kosten des Produktions- 
faktors Arbeit nur einen verhältnismäßig geringen 
Anteil haben. Daher würde eine Änderung der 
Bemessungsgrundiage mit dem Ziel, die sozialen 
Äbgaben nicht oder nicht nur nach dem Lohn zu 
bemessen, formal auch einen Teil der Großbetriebe 
entlasten und einen Teil der kleineren und mittleren 
Betriebe zusätzlich belasten. 

Eine Lastenverschiebung innerhalb der Arbeitgeber- 
schaft unter teilweiser oder völliger Loslösung von 
der bisherigen Bemessungsgrundlage Lohn (Gehalt), 
wie sie sich bei den genannten Vorschlägen ergeben 
würde, müßte die Grundlagen des bestehenden 
Systems der sozialen Sicherung berühren. Sie würde 
den unmittelbaren Zusammenhang zwischen der 
Aufbringung der Mittel durch die Arbeitgeber und 
der Sicherung der in deren Betrieben beschäftigten 
Arbeitnehmer lockern. 

Schon der Vorschlag, die Bemessungsgrundlage 
Lohn durch Zu- oder Abschläge entsprechend der 
Lohnintensität des einzelnen Betriebes zu korrigie- 
ren, würde das Finanzierungssystem der geglieder- 
ten Sozialversicherung erheblich beeinträchtigen. 
Manche Betriebskrankenkassen, Innungskranken- 
kassen oder sogar Ortskrankenkassen müßten mit 
geringeren Abgaben der Arbeitgeber rechnen, wäh- 
rend andere Kassen, weil ihnen überwiegend nicht- 
lohnintensive Betriebe angehören, nach einer sol- 
chen Umstellung mit höheren Einnahmen rechnen 
könnten, obwohl ihre Ausgaben unverändert blie- 
ben. Soll vermieden werden, daß die so erreichte 
Lastenverschiebung ganz oder zum Teil durch Er- 
höhungen oder Senkungen der Beitragssätze wieder 
rückgängig gemacht würde, so bliebe nur die Mög- 
lichkeit, in der gegliederten Sozialversicherung 
einen Ausgleich der Einnahmen vorzunehmen. Ein 
solcher Finanzausgleich zwischen den Trägern der 
Sozialversicherung würde die Schaffung einer Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts mit Zwangs- 
befugnissen voraussetzen. Dies würde jedoch das 
Finanzierungssystem in der sozialen Sicherung be- 
trächtlich erschweren und möglicherweise eine Ein- 
schaltung der Staatsverwaltung erforderlich machen. 
Ob sich bei einer Einschaltung der Staatsverwaltung 
auf die Dauer die gegliederte Sozialversicherung 
aufrechterhalten ließe oder ob sich mit der Zeit eine 
Tendenz zur Einheitsversicherung oder einer staat- 
lichen Versorgung durchsetzte, ist kaum vorauszu- 
sagen. Jedenfalls würde eine solche Entwicklung 
begünstigt werden, wenn der unmittelbare Zusam- 
menhang zwischen individuellem Lohn und sozialer 
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Sicherung der Arbeitnehmer gelockert würde und 
die Durchführung solchen verwaltungstechnischen 
Schwierigkeiten begegnen sollte. 

Darüber hinaus läßt sich noch nicht einmal mit 
Sicherheit sagen, ob durch eine Änderung der Be- 
messungsgrundlage die lohnintensiven Betriebe tat- 
sächlich entlastet würden. Formal entlastete Betriebe 
und Wirtschaftszweige würden zunächst einen grö- 
ßeren finanziellen Spielraum haben. Es wäre kaum 
zu erwarten, daß den Betrieben dieser Spielraum 
verbleibt. Es ist vielmehr anzunehmen, daß Lohn- 
bewegungen diesen Spielraum tatsächlich — minde- 
stens zum Teil — ausfüllen und die Verschiebungen 
in den Belastungen durch soziale Abgaben kom- 
pensieren würden. In welchem Umfang dies der Fall 
sein würde, läßt sich nicht Voraussagen. Auch 
können Preisbewegungen die zunächst formal ein- 
tretenden Ent- und Belastungen mehr oder minder 
ausgleichen. Ob von diesem durch eine Änderung 
der Bemessungsgrundlage ausgelösten Prozeß im- 
mer die lohnintensiven mittelständischen Betriebe 
einen Vorteil erhalten, muß demnach in Frage ge- 
stellt werden. 

Volkswirtschaftlich würden sich unerwünschte Ko- 
stenverschiebungen ergeben-, denn es entfiele die 
mit der Verknüpfung zwischen Lohn und Beiträgen 


b Die Beschäftigtenzahl, die geleisteten Arbeitstage oder 
Arbeitsstunden: Diese Größen sind — ebenso wie der 
Lohn — eng an die Arbeitskraft gebunden, so daß 
sich gegenüber dem Lohn eine nennenswerte Verlage- 
rung der Sozialabgaben bei Verwendung dieser Grö- 
ßen als Bemessungsgrundlage nicht ergeben würde. 

Umsatz: Der Umsatz ist eine Wertgröße und ergibt 
sich aus der Menge der abgesetzten Waren oder Lei- 
stungen und deren Preisen. Dabei sind im Umsatz die 
Fremdleistungen, die das Unternehmen von anderer 
Seite bezieht, enthalten. Dies aber bewirkt, daß die- 
jenigen Unternehmen formal einseitig benachteiligt 
wären, in deren Umsatz der Kostenanteil Material be- 
sonders hoch ist, wie dies vor allem für den Handel, 
Teile des Handwerks insbesondere mit Handel und 
für viele Unternehmen der Industrie zutrifft. 

Kapital: Hier würde das anlage- oder kapitalintensive 
Unternehmen formal stärker belastet werden. Würde 
das Eigenkapital allein zugrunde gelegt werden, so 
könnte dies zu der wirtschaftlich unerwünschten Folge 
führen, daß die Eigenkapitalbasis zu niedrig gehalten 
wird, um Sozialabgaben zu sparen. Würde dagegen 
das langfristige Fremdkapital miteinbezogen werden, 
so könnte dies u. a. dazu führen, daß bei Rationalisie- 
rungsinvestitionen, die langfristig finanziert wurden, 
um so höhere Sozialabgaben gezahlt werden müßten, 
je höher die Fremdfinanzierug wäre. Das Anknüpfen 
am Kapital würde im übrigen tendenziell dem sich aus 
der gegenwärtigen Knappheit der Arbeitskräfte er- 
gebenden Trend zur Rationalisierung entgegenwirken. 

Abschreibungen: Es ist zweifelhaft, ob bei den Ab- 
schreibungen nur die Absetzungen für Abnutzung 
nach § 7 EStG oder auch die Teilwertabschreibungen 
im Sinne des § 6 Abs. 1 Ziff. 1 EStG, ferner die Be- 
wertungsfreiheit für geringwertige Wirtschaftsgüter 
gemäß § 6 Abs. 2 EStG sowie die Sonderabschreibun- 
gen gemäß §§ 7 b, 7 e EStG, §§ 75 ff. EStDV berück- 
sichtigt werden müßten. Außerdem werden die Ab- 
schreibungen erst im Zeitpunkt der Bilanzaufstellung 


gegebene marktwirtschaftlich richtige Erfassung der 
Kosten des Pro/duktionsfaktors Arbeit. Es würden in 
Auswirkung einer solchen Änderung der Bemes- 
sungsgrundlage Produktionsmethoden mit hohem 
Einsatz menschlicher Arbeitskraft begünstigt werden. 
Dies könnte den Übergang von lohnintensiver zu 
kapitalintensiver Produktion in einer Zeit, in der 
die menschliche Arbeitskraft ständig knapper wird, 
verzögern, allerdings wohl kaum auf die Dauer auf- 
halten. 

Natürlich kann schon eine solche Verzögerung, 
falls sich daraus tatsächlich ein Gewinn für die 
mittelständische Wirtschaft ergeben würde, gesell- 
schaftspolitisch sehr erwünscht sein. Eine leichte 
Verlangsamung im materiellen Fortschritt — gerin- 
gere Zunahme der Güterproduktion in ihrer Gesamt- 
heit — wäre dann der Preis, der für die Erreichung 
des gesellschaftspolitischen Zieles gezahlt werden 
müßte. Ob man dies will oder nicht, ist eine Frage, 
die nicht mit rein wissenschaftlichen Argumenten 
beantwortet werden kann. 

Die einzelnen Vorschläge auf ihre Eignung oder 
Nichteignung als Bemessungsgrundlage eingehend 
zu untersuchen, erscheint angesichts des bisher 
Ausgeführten nicht mehr erforderlich^). Außerdem 
würden die Bemessungsgrundlagen Umsatz, Kapital, 


nach Ablauf des Wirtschaftsjahres festgestellt. Bei 
Meinungsverschiedenheiten mit der Finanzverwaltung 
wird die Höhe der Abschreibungen teilweise sogar 
auch noch nachträglich geändert. 

Energieverbrauch oder die Zahl der installierten PS: 
Diese Größen sind innerhalb der einzelnen Wirt- 
schaftsbereiche, wie auch der einzelnen Wirtschafts- 
zweige und somit auch von Betrieb zu Betrieb der 
gleichen Branche sehr unterschiedlich, so daß sehr 
verschieden hohe formale Belastungen entstehen wür- 
den, ohne daß hierfür ein ausreichender Grund vor- 
handen ist. Im übrigen würde die Belastung des Ener- 
gieverbrauchs, soweit Überwälzungen nur teilweise 
möglich sein sollten, gerade kapitalintensiv arbeitende 
Betriebe benachteiligen und damit den Aufgaben der 
Wirtschaft, möglichst arbeitsparende Produktions- 
methoden angesichts der derzeitigen Knappheit der 
Arbeitskräfte zu verwenden, entgegenwirken. 
Betriebliche Bruttowertschöpfung: Die Berechnung der 
Bruttowertschöpfung, d. h. die Berechnung der Lohn- 
summe 4- Abschreibungen + Zinsbelastung 4- Be- 
triebsgewinn oder, anders ausgedrückt, die Berech- 
nung des Umsatzes abzüglich Vorleistungen wie 
Materialeinsatz und sonstige Fremdleistungen ist sehr 
schwierig und würde erhebliche Verwaltungsarbeit 
verursachen. Das Ergebnis der Bruttowertschöpfung 
könnte auch erst am Ende des Wirtschaftsjahres fest- 
gestellt werden. Wegen der Schwierigkeiten der Ver- 
wendung der Bruttowertschöpfung wird im übrigen 
auf die Erörterungen bei der Umsatzsteuerreform ver- 
wiesen. Die dort vorhandenen Zweifel, ob der Brutto- 
oder der Nettoumsatz als Grundlage der Versteuerung 
zu nehmen ist, würden auch bei der hier zu entschei- 
denden Frage, was als Bruttowertschöpfung zu gelten 
hätte, bestehen. 

Kombinationen der genannten Größen untereinander 
oder mit der Lohnsumme, z. B. Lohnsumme und Umsatz 
oder Umsatz und Kapital ergeben die gleichen Pro- 
bleme, wie sie bei den einzelnen Bemessungsgrund- 
lagen auftreten. 
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Abschreibungen, Energieverbrauch, Bruttowertschöp- 
fung oder Kombinationen dieser Größen nur für 
Wirtschaftsunternehmen gelten können, für den 
großen Bereich der Verwaltung des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden jedoch nicht anwendbar 
sein. Es müßten in jedem Zweig der sozialen Siche- 
rung mehrere Bemessungsgrundlagen festgelegt 
werden. Eine solche allgemeine Änderung der Be- 
messungsgrundlage hätte zur Folge, daß das System 
der sozialen Sicherung grundlegend umgestaltet 
werden müßte. 

3. Besonderheiten beim Kindergeld 

Die vorstehenden Ausführungen über die Möglich- 
keiten und Auswirkungen von Änderungen des 
Systems der lohnbezogenen Sozialabgaben gelten 
grundsätzlich auch für das Kindergeld für Arbeit- 
nehmer, obwohl der Zusammenhang zwischen der 
Beitragsbemessung und der Leistung nicht so eng 
wie in den übrigen Zweigen der sozialen Sicherung 
ist. Ist man der Auffassung, daß der Familienlasten- 
ausgleich eine Angelegenheit der Gesamtheit des 
Volkes sein und daher mittels einer Umverteilung 
der Einkommen innerhalb der gesamten Bevölke- 
rung durchgeführt werden soll, so könnte diese Um- 
verteilung dadurch erfolgen, daß alle oder ein Teil 
der Erwerbstätigen einen individuellen Beitrag zur 
Finanzierung des Kindergeldes zahlen, oder dadurch, 
daß die benötigten Mittel aus dem allgemeinen 
Steueraufkommen entnommen werden. Auch ist ein 
gemischtes System aus Beiträgen und Staatszuschuß 
wie in anderen Bereichen der sozialen Sicherung 
denkbar. 


Im Falle einer anderen Finanzierung als durch Ar- 
beitgeberbeiträge würden die Aufwendungen für 
das Kindergeld an Arbeitnehmer nicht mehr als 
Kosten des Produktionsfaktors Arbeit in Erschei- 
nung treten. Dies wäre zugleich mit einem grund- 
legenden Wandel des im Grundsatz auf Beitrag und 
Leistung beruhenden Systems verbunden. 

Die Frage, ob bei einer Finanzierung des Kinder- 
geldes aus dem allgemeinen Steueraufkommen die 
lohnintensiven, insbesondere die mittelständischen 
Betriebe wirtschaftlich entlastet würden, ist, wie 
sich aus den Ausführungen im 2. Abschnitt des 
IIL Teiles ergibt, auch insoweit nicht von vornherein 
zu beantworten. Sicherlich werden als Folge der 
Belastungsverschiebungen im Wirtschaftsprozeß ein- 
tretende Preis- und Lohnveränderungen — letztere 
vor allem, wenn der Arbeitnehmer mittelbar oder 
unmittelbar die erforderlichen Mittel zum Teil auf- 
bringen müßte — die zunächst formal sichtbar wer- 
denden Vorteile zugunsten lohnintensiver Unter- 
nehmen zu einem mehr oder minder großen Teil 
wieder beseitigen. Im übrigen würde ein Teil der 
Selbständigen, die bisher keine oder nur geringe 
Beiträge für sich und ihre Arbeitnehmer an die 
Familienausgleichskassen gezahlt haben, bei einer 
anderen als der bisherigen Finanzierung des Kinder- 
geldes wahrscheinlich häufig stärker als gegen- 
wärtig belastet werden. Eine Änderung der Be- 
messungsgrundlage für die Aufbringung der Mittel 
für das Kindergeld würde in finanzieller Hinsicht tat- 
sächlich nicht so erhebliche Vorteile für die lohn- 
intensiven Mittelbetriebe enthalten, wie es zunächst 
rein rechnerisch den Anschein hat. 


D. Gesamtergebnis 


1. Lohnintensive Betriebe sind mit mittelständi- 
schen Betrieben nur zum Teil identisch. Eine 
Entlastung lohnintensiver Betriebe bedeutet 
nicht, daß nur Klein- und Mittelbetriebe ent- 
lastet und nur Großbetriebe belastet werden. 
Ebensowenig würde eine stärkere Belastung 
nicht-lohnintensiver Produktionen nur Groß- 
betriebe treffen. 

2. In der Krankenversicherung, der Unfallversiche- 
rung und der Rentenversicherung ergibt sich 
eine Lohnbezogenheit der Beiträge zwingend 
aus den das System tragenden Prinzipien. Auch 
in der Arbeitslosenversicherung ist die Lohn- 
bezogenheit der Beiträge sachgerecht. Das 
gleiche gilt, soweit in dem Kindergeld eine 
Ergänzung des Leistungslohnes der Arbeit- 
nehmer gesehen wird. 

3! Die Beiträge zur sozialen Sicherung — die 
Anteile der Arbeitgeber und die Anteile der 
Arbeitnehmer — sind systemgemäß als eine Ein- 
heit aufzufassen. Die für die Anteile der Arbeit- 
nehmer sachgerechte Bemessungsgrundlage ist 
damit auch für die Berechnung der Arbeitgeber- 
anteile zwingend. 

4. Die lohnbezogenen Abgaben sind für den Be- 
trieb Teile der Kosten des Produktionsfaktors 


Arbeit, Die Zunahme in den Kosten der Be- 
triebe aus den Erhöhungen dieser Abgaben im 
letzten Jahrzehnt ist im Vergleich zu der Ver- 
teuerung des Produktionsfaktors Arbeit aus 
Lohnerhöhungen verhältnismäßig gering. 

5. Lohnbezogene Abgaben werden zum Teil von 
den Betrieben durch Änderung der Produktions- 
methoden oder Produktionsziele aufgefangen. 
Im Einzelfall hängt dies von einer Reihe tech- 
nischer und wirtschaftlicher Daten objektiver 
und subjektiver Art einschließlich der Finanzie- 
rungsmöglichkeiten, der Kreditbedingungen so- 
wie der Steuerpolitik ab. 

6. Je nach Marktform und Elastizität von Angebot 
und Nachfrage werden lohnbezogene Abgaben 
in der Wirtschaft zu einem erheblichen Teil 
überwälzt, und zwar in der Form der Rück- 
wälzung über Löhne und Gehälter auf die Ar- 
beitnehmer oder über die Preise auf Vor- 
lieferanten sowie in der Form der Fortwälzung 
über die Preise auf Abnehmer oder Konsumen- 
ten. Art und Ausmaß der tatsächlichen Über- 
wälzung lassen sich schwer feststellen. 

7. Es gibt Bereiche in der Wirtschaft — und dies 
gilt für einen Teil der lohnintensiven mittel- 
ständischen Betriebe — , in denen der inner- 
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betriebliche Kostenausgleich und die Überwäl- 
zung nicht oder nur sehr begrenzt möglich sind. 

8. Der Produktionsfaktor Arbeit — je Leistungs- 
einheit — wird im Zuge der wirtschaftlichen 
Entwicklung für die Betriebe zunehmend teurer. 
Diese Verteuerung ergibt sich aus Lohnerhöhun- 
gen und (oder) Erhöhungen lohnbezogener Ab- 
gaben, die beide wirtschaftlich als eine Einheit 
zu betrachten sind. 

9. Eine andere Berechnung und damit Verteilung 
der Sozialabgaben kann diese Entwicklung nur 
verzögern, nicht aufhalten. Sollte die Wirtschaft 
in Zukunft erheblich weniger expandieren als 
im letzten Jahrzehnt und sollten wirtschaftlich 
Lohnerhöhungen in einem beträchtlich geringe- 
ren Umfange als gegenwärtig möglich sein, so 
könnten sich, wenn in der gleichen Zeit größere 
Erhöhungen lohnbezogener Abgaben unver- 
meidlich werden sollten, Anpassungsschwierig- 
keiten für lohnintensive mittelständische Be- 
triebe ergeben. 

10. Sollte eine Änderung im System der Aufbrin- 
gung der Mittel für die soziale Sicherung erfor- 
derlich werden, so würde sich — ■ abgesehen von 
der Unfallversicherung — eine Aufbringung der 
gesamten Beiträge allein durch die Arbeitneh- 
mer als eine an sich naheliegende Lösung an- 
bieten. Eine solche Lösung würde dann zu 
keiner finanziellen Entlastung der Arbeitgeber 
führen, wenn an die Stelle der Arbeitgeber- 
beiträge — je nach der Stellung der Arbeitneh- 
mer am Arbeitsmarkt — entsprechend höhere 
Löhne treten würden. Mit einer solchen Ent- 
wicklung wird man jedoch rechnen müssen. 

11. Die Übernahme der Arbeitgeberanteile durch 
den Staat würde sich mit den Prinzipien des 
Systems der sozialen Sicherung nicht verein- 
baren lassen. Sie könnte in der Tendenz dazu 
führen, daß ein vom Staat getragenes System 
der sozialen Sicherung die Folge wäre. Es bliebe 
auch offen, ob bei der dann über Steuern not- 
wendigen Aufbringung der Mittel unter Berück- 


sichtigung der Steuerüberwälzungen tatsächlich 
lohnintensive Betriebe im gewollten Umfang 
entlastet würden. 

12. Jede andere Bemessungsgrundlage als der Lohn 
würde das derzeitige System der sozialen Siche- 
rung in Frage stellen. Selbst wenn die Arbeit- 
geber in ihrer Gesamtheit im gleichen Umfang 
belastet blieben, müßte damit gerechnet wer- 
den, daß die gegliederte Sozialversicherung mit 
ihrer paritätisch ausgerichteten Selbstverwal- 
tung nicht aufrechterhalten werden könnte. Die 
besonderen Verhältnisse im Bereich des Kinder- 
geldes: siehe Seite 19. 

13. Läßt man nur ökonomische Gründe und nur die 
hinter dem System der lohnbezogenen Abgaben 
stehenden sozialversicherungsrechtlichen Grund- 
satzerwägungen sprechen, so kann keine allge- 
meine Abkehr von dem gegenwärtigen System 
empfohlen werden. Offen bleibt jedoch, ob die 
gesellschaftspolitischen Ziele trotzdem die Wahl 
anderer Bemessungsgrundlagen verlangen. Gibt 
man diesen Zielen — Erhaltung mittelständi- 
scher arbeitsintensiver Betriebe — ein größeres 
Gewicht als den für eine Beibehaltung des ge- 
genwärtigen Systems sprechenden ökonomi- 
schen und sozialversicherungsrechtlichen Grün- 
den, so darf nicht übersehen werden, daß sich 
die menschliche Arbeitskraft im Zuge der Ent- 
wicklung weitaus mehr über Lohn- und Gehalts- 
erhöhungen als über Erhöhungen lohnbezogener 
Abgaben verteuert. In dem Ausmaß, wie man in 
Zukunft durch die Wahl anderer Bemessungs- 
grundlagen — vielleicht und dann auch häufig 
nur vorübergehend — lohnintensiv arbeitende 
Betriebe entlastet, wird tendenziell der Über- 
gang zu kapitalintensiveren Produktionen ge- 
mindert. Die Folge wäre, daß das Sozialprodukt 
langsamer wächst. Dieses Ergebnis wäre nicht 
außer acht zu lassen, wenn man für die sozialen 
Abgaben eine andere Berechnungsgrundlage als 
den Lohn wählen sollte. Ob man dies um des 
gesellschaftspolitischen Zieles willen hinnehmen 
will, ist eine Frage, die nicht mit diesem Gut- 
achten beantwortet werden kann. 
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